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Generalsekretär Peter Hintze: 

Wachstum und 
Beschäftigung haben 

oberste Priorität 
Die Jahresplanung 1996 stand im Mittelpunkt der 
Beratungen, zu denen sich der Bundesvorstand 
j[m 12. und 13. Januar auf einer Klausurtagung in 
^ayschoß traf. Im Anschluß an die Sitzung 
^klärte Generalsekretär Peter Hintze vor der 
"resse im Konrad-Adenauer-Haus: 

"as Jahr 1996 ist ein Schlüsseljahr für die weitere 
P°litische Entwicklung in Deutschland. Sein themati- 
scher Schwerpunkt ist Wachstum und Beschäftigung. 
Uer Bundeskanzler hat in seinem Bericht deutlich ge- 
weht, daß für ihn diese Frage oberste Priorität hat. 

,r erklärte für die Arbeit der Bundesregierung, daß in 
dieser Frage schnelle Entscheidungen notwendig 
sind. 

^er Bundeskanzler hat in seinem Bericht auch zu 
Richtigen innen- und außenpolitischen Fragen Stel- 
*Ung genommen und unter anderem noch einmal 
deutlich gemacht, daß für ihn eine Verschiebung des 
Armins im Vertrag von Maastricht nicht in Frage 
K°mrnt. Der Zeitplan für die Währungsunion und der 
Europäischen Vereinigung soll unverändert eingehal- 
len werden. 

Helmut Kohl hat die CDU zu einer Europa-Kampa- 
gne aufgerufen. Sie soll dem dumpfen Populismus be- 
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gegnen, den SPD-Ministerpräsidenten ver- 
breiten und der, sollte er sich durchsetzen, 
Deutschland gefährlich isolieren würde. 
Wir haben uns auch ausführlich mit den 
drei Landtagswahlen befaßt, die am 24. 
März in Schleswig-Holstein, Rheinland- 
Pfalz und Baden-Württemberg stattfinden. 

Der 8. Parteitag 

der CDU 

Deutschlands 

findet 

vom 20. bis 22 

Oktober 1996 

in Hannover statt 
Neben den Berichten des Partei- 
vorsitzenden, des Generalsekre- 
tärs, des Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
und des Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Gruppe in der EVP- 
Fraktion des Europäischen Parla- 
ments stehen turnusmäßig Vor- 
standswahlen auf dem Programm. 

Unsere Ausgangslage ist gut, und wir wol- 
len mit der vollen Kraft unserer drei Lan- 
desverbände und mit der vollen Kraft der 
Bundespartei diesen Wahlkampf führen. 
Unser Wahlziel ist die Regierungsverant- 
wortung in allen drei Ländern. In Schles- 
wig-Holstein und in Rheinland-Pfalz wol- 
len wir sie zurückerobern. In Baden-Würt- 
temberg besteht sogar die Chance, eine ei- 
gene Mehrheit für Erwin Teufel als Mini- 
sterpräsident zu erreichen. 
Der Bundeskanzler und alle unsere Spit- 
zenredner haben in den drei Landesver- 
bänden bereits zahlreiche Termine vorge- 
sehen. 

Die FDP hat gute Chancen, bei den Wah- 
len am 24. März die Fünf-Prozent-Hürde 
zu überspringen. Wir möchten ihr deshalb 
in aller Freundschaft deutlich machen: ihr 
muß dieser Sprung allein gelingen. Sie 
muß ihr Ergebnis aus eigener Kraft errei- 
chen. 

Zur Koalition ist zu sagen: Die Zusam- 
menarbeit ist gut. Der eine oder andere In- 
terview-Zwischenruf ändert daran nichts. 

Was etwa von einzelnen im Blick auf den 
Bundeshaushalt 1997 geäußert wird, sind 
voreilige Ankündigungen, denn es bleibt 
selbstverständlich bei der Vereinbarung der 
Koalition: Auf der Basis von Wirtschafts- 
und Finanzdaten entscheiden wir gemein- 
sam über die Frage, wann der Solidaritäts- 
zuschlag gesenkt werden kann. Eine ein- 
seitige Änderung der Koalitionsvereinba- 
rung in diesem Punkt wird es nicht geben. 
Wenn sich die SPD mit mehr als zweifel- 
haften Zwischenrufen zum Koalitionsthe- 
ma einmischt, zeigt das nur: Sie hat den 
Versuch, eine Mehrheit bei den Wählern 
zu gewinnen, endgültig aufgegeben. 

Wir haben uns auf unserer Klausur* 
tagung sehr gründlich mit der Partei- 
arbeit für 1996 beschäftigt. 

Die wichtigsten Termine: 
• Unser Parteitag findet vom 20. bis 22. 
Oktober in Hannover statt. Turnusmäßig 
stehen Vorstandswahlen an. 

• Wir werden drei große Zukunftsforen 
durchführen und damit die Zukunftsdis- 
kussion fortsetzen, die wir auf dem Karls- 
ruher Parteitag begonnen haben: 

• ein Forum zum Thema „Ökologische 
und Soziale Marktwirtschaft" 

• ein zweites Forum zur Frage des Zu- 
sammenhangs von Wirtschaftsentwick- 
lung, Arbeitsplätzen und Steuersystem 

• sowie ein drittes Forum zum Themen- 
kreis „Bildung, Forschung und Kultur"- 
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• Die Zukunftsdiskussion soll Ende 
'997/Anfang 1998 in einen Parteitag mün- 
den, auf dem ein Zukunftsmanifest be- 
schlossen wird. Damit gehen wir 1998 in 
die Bundestagswahlen, die am Beginn der 
Legislaturperiode stehen, die uns ins näch- 
ste Jahrhundert führt. 

• Wir wollen außerdem eine „Europa-Of- 
tensive '96" durchführen und dabei vor al- 
lem die Notwendigkeit der Währungsunion 
yertreten. Denn wir glauben, daß die 
Währungsunion für Deutschland von ho- 
hem wirtschaftlichen Nutzen ist. Als größ- 
te Exportnation Europas werden wir bitter 
dafür bezahlen, wenn die einheitliche 
Währung, die Abwertungswettläufe un- 
möglich macht, nicht kommt. Und wir sind 
überzeugt: Die ökonomische Stabilitätsge- 
meinschaft ist auch eine politische Stabi- 
litätsgemeinschaft, also der Schlüssel für 
eine stärkere politische Zusammenarbeit 
auch in allen anderen Fragen, die uns auf 
diesem Kontinent gemeinsam betreffen. 

Wir haben uns schließlich sehr ausführlich 
mjt der wirtschaftlichen Entwicklung und 
mit Arbeitsplätzen beschäftigt. Wir sind 
uns darin einig: Es geht um grundlegende 
Entscheidungen, die Wirtschaft und Be- 
schäftigung in den nächsten Jahren sichern 
helfen. Es geht nicht um Strohfeuer-Aktio- 
nen, die bestimmte Kreise in der SPD vor- 
schlagen, sondern darum, langfristig einen 
Positiven Trend zu stabilisieren. 
Trotz der Abflachung der Konjunktur in 
der zweiten Jahreshälfte 1995 sehen wir 
e'ne positive Perspektive für die wirt- 
schaftliche Entwicklung in diesem Jahr. 
^je Institute prognostizieren einen An- 
sljeg des Welthandels um 6 bis 8 Prozent. 
Als zweitgrößte Exportnation der Welt 
Werden wir auch entsprechend hiervon 
Profitieren. 
Unser Ziel ist es, das Wachstum so stark 
Zu machen, daß dabei auch neue Arbeits- 
Plätze entstehen und sich auf Dauer 
s,chern lassen. 

Auch wollen wir die Zeit positiver Ent- 
wicklungen für notwendige Strukturverän- 
derungen nutzen, die unser Wirtschafts-, 
Beschäftigungs- und Sozialsystem dauer- 
haft stärken. 
Wir arbeiten an einem Gesamtkonzept für 
einen langfristig gesicherten Aufschwung. 
Unsere Klausurtagung war die erste wich- 
tige Arbeitstagung auf dem Weg dahin. 
Dieses Konzept soll sehr rasch entwickelt 
werden und bereits in die Debatte über 
den Jahreswirtschaftsbericht am 8. Febru- 
ar im Deutschen Bundestag einfließen. 
Über vier Hauptelemente dieses Konzepts 
haben wir gesprochen, aber noch keine 
Einzelheiten dazu beschlossen: 

Erstes Element: 

Kostenentlastung des Faktors 
Arbeit 
Wir brauchen eine solche Kostenentlastung 
dringend. Denn wenn wir uns den Kon- 
junkturverlauf des Jahres 1995 anschauen, 
ist es nach einem sehr guten Beginn im er- 
sten Halbjahr dann durch Tarifabschlüsse 
mit nominalem Lohnzuwachs ohne aus- 
reichende Flexibilisierung zu einer Ab- 
flachung der Konjunktur gekommen. 
Wir erwarten deshalb von den Tarifpartei- 
en, daß sie ihre Verantwortung wahrneh- 
men: Ein Prozent mehr Lohn machen 
18 Milliarden Mark Mehrbelastung der 
Unternehmen aus. Und die lassen sich 
nicht in anderen Bereichen ohne weiteres 
einsparen. 
Was das „Bündnis für Arbeit" betrifft, für 
das Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
geworben hat, hoffen wir, daß es sich we- 
nigstens ein Stück weit verwirklichen läßt: 
daß nämlich der Zusammenhang von 
Lohnentwicklung und Beschäftigungssi- 
cherheit von den Tarifparteien stärker als 
bisher beachtet wird. 
Wir wollen aber Kostenentlastung beim 
Faktor Arbeit nicht nur von den Tarifpar- 
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teien fordern. Wir fragen auch: Was kann 
der Staat tun? Und wir bringen in die Dis- 
kussion ein: Um die Lohnnebenkosten zu 
senken, müssen die Sozialversicherungs- 
beiträge, die 1996 erstmalig die 40-Pro- 
zent-Grenze überschreiten, jedenfalls mit- 
telfristig wieder unter diese Grenze 
zurückgeführt werden. 

Zweites Element: 

Wachstumsstärkende 
Steuerpolitik 
Der Staat verfügt nur über eine geringe 
Zahl von Instrumenten, mit denen er den 
Wirtschaftsprozeß beeinflussen kann. Um 
so notwendiger ist es, die Möglichkeiten 
der Steuerpolitik zu nutzen. 
Wir haben in diesem Jahr eine beachtliche 
Entlastung gerade der mittleren und klei- 
nen Einkommen erreicht. Das Jahressteu- 
ergesetz 1996, das am 1. Januar in Kraft 
getreten ist, entlastet um 20 Milliarden 
Mark. Der Wegfall des Kohlepfennigs ent- 
lastet um weitere 8 Milliarden Mark. Dar- 
aus wird sich eine Binnennachfrage erge- 
ben, die mit Sicherheit die wirtschaftliche 
Entwicklung verbessern wird. 
Wir müssen die wachstumsstärkende Steu- 
erpolitik aber auch fortsetzen. Wir wollen 
deshalb die Unternehmenssteuerreform 
vollenden, auch wenn es im Bundesrat da- 
gegen noch erhebliche Widerstände gibt. 

Wir wollen auch die Fragen, wie sich der 
Einkommenssteuertarif weiter entwickeln 
läßt, auf den Prüfstand stellen und Mög- 
lichkeiten der Verbreiterung der Bemes- 
sungsgrundlage untersuchen. 

Drittes Element: 

Subventionsabbau 
Auch hier geht es nicht um kurzfristige 
Maßnahmen, sondern um eine langfristige 
Entwicklung. 

Für die Steinkohle heißt das, daß wir die 
eingegangenen Vereinbarungen auf jeden 
Fall einhalten. Wir werden deshalb den 
Bundeszuschuß zur Kohleverstromung 
und zur Kokskohle bis zum Jahr 2000 wie 
vorgesehen leisten. Aber wir wollen im 
Blick auf das Jahr 2005 eine Rückführung- 
Wir brauchen diesen langen Zeitraum, um 
den notwendigen Strukturwandel in den 
kohlefördernden Ländern zu ermöglichen. 

Viertes Element: 

Maßnahmenkatalog zur 
Förderung von Existenz- 
gründungen und zur Mobilisie- 
rung von Eigenkapital 
Wir waren uns in unseren Beratungen dar- 
über einig, daß die größten arbeitsplatz- 
schaffenden Impulse von den kleinen und 
mittleren Betrieben ausgehen und von der 
Ermunterung, selbständig zu werden und 
einen Betrieb zu gründen. 

Wenn eine Existenzgründung im Durch- 
schnitt vier Arbeitsplätze schafft, dann ist 
eine Welle von Existenzgründungen die 
beste Arbeitsmarktpolitik. 

Wir wollen deshalb Existenzgründungen im 
Bereich des produzierenden Gewerbes und 
bei produktionsnahen Dienstleistungen steu- 
erlich begünstigen, jedenfalls was die Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer angeht. 

Wir wollen, daß der Kapitalmarkt dazu 
einlädt, im stärkeren Maße Eigenkapital 
zur Verfügung zu stellen. Denn wir haben 
in Deutschland einen sehr hohen Finanziß' 
rungsanteil über Fremdkapital und einen - 
im internationalen Vergleich - ausgespro- 
chen niedrigen Anteil der Finanzierung 
über Eigenkapital. Eigenkapitalausstattung 
und Eigenkapitalfinanzierung werden des- 
halb eine wichtige Voraussetzung dafür 
sein, daß eine Existenzgründungswelle 
auch tatsächlich dauerhaft trägt. • 
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Wolfgang Schäuble: Es fehlt an 
bezahlbaren Arbeitsplätzen 

Arbeitsplätze schaffen - dies wird die 
große innenpolitische Herausforderung 
des Jahres 1996 sein. Deutschland fehlt 
es nicht an Arbeit, wie nicht zuletzt die 
Schattenwirtschaft zeigt. Es fehlt an be- 
zahlbaren Arbeitsplätzen. 
Im wirtschaftlichen Aufschwung der letz- 
ten Jahre sind weniger neue Arbeitsplätze 
entstanden als zu Beginn der 80er Jahre. 
Und dies, obwohl mehr Mittel denn je für 
staatliche Arbeitsmarktpolitik aufgewandt 
worden sind. Arbeit ist in Deutschland zu 
teuer geworden. Das läßt sich nur ändern, 
wenn die alten ausgetretenen Pfade verlas- 
sen werden. Hierzu sind in erster Linie die 
Tarifpartner gefordert, die Politik kann nur 
flankieren. Die erklärte Gesprächsbereit- 
schaft bei Gewerkschaften wie Arbeitge- 
bern eröffnet die Chance, die notwendigen 
Entscheidungen im Konsens zu treffen. 
Wir müssen sie nutzen. Deshalb sind die 
bespräche beim Bundeskanzler so wich- 
tig. 

Deutschland braucht mehr Freiraum für 
k'genverantwortung und Eigeninitiative, 
Weniger Gängelung, weniger Vorschriften. 
^Ur in einem solchen Freiraum wird die 
Kultur der Selbständigkeit, wie Helmut 
Kohl es genannt hat, wieder wachsen kön- 
nen. Das heißt dann zum Beispiel auch, 
daß ein Unternehmen auf dem Weg in die 
Privatisierung wie die Deutsche Telekom 
marktgerechte Preise muß festlegen kön- 
nen, aber auch, daß möglichst bald ihr 
Monopol fallen muß. 
Freiraum bedeutet auch finanziellen Frei- 
'aum. Damit Betriebe und Unternehmen 
Wieder wettbewerbsfähig und die Arbeits- 
Plätze sicherer werden, brauchen wir drin- 

gend eine weitere Stufe der Unterneh- 
menssteuerreform. Die Entwürfe dafür 
sind so gut wie beschlußreif, doch bislang 
hat sich die SPD mit ihrer Mehrheit im 
Bundesrat verweigert. Wir werden jetzt ei- 
nen neuen Anlauf starten, damit die Sozi- 
aldemokraten ihre Blockade zu Lasten des 
Standortes Deutschland aufgeben. Wir 
werden damit eine Reform der Finanzen 
von Städten und Gemeinden verbinden, 
um sie in die Lage zu versetzen, ihre Auf- 
gaben wahrzunehmen, ohne ständig in der 
Versuchung zu sein, an der Gebühren- 
schraube zu drehen. 

Das soziale Netz muß reißfest 
gemacht werden 
Das soziale Netz soll nicht zerschnitten, 
sondern im Gegenteil reißfest gemacht 
werden. Dafür aber muß es auch bezahlbar 
bleiben und darf nicht zum Mißbrauch 
einladen. Diesem Zweck dienen drei 
wichtige Gesetze, die bereits in der parla- 
mentarischen Beratung sind: 
Mit der Reform des Sozialhilferechts wol- 
len wir Anreize schaffen, daß Sozialhilfe- 
empfänger auch geringer bezahlte Arbeit 
annehmen und damit ihren Lebensunter- 
halt wenigstens teilweise selbst verdienen 
können. Der Gedanke, daß, wer arbeitet, 
mehr haben soll, als wenn er nicht arbei- 
tet, liegt der Reform des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes zugrunde Die nächste Stufe 
der Gesundheitsreform, die vor allem die 
Kosten in den Krankenhäusern senken 
soll, wird dafür sorgen, daß die Beiträge 
zur Krankenversicherung begrenzt werden 
und die Lohnnebenkosten nicht zusätzlich 
steigen. • 
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Aufschwungkräfte werden stärker 
Der Chef des Bundeskanzleramtes, 
Bundesminister Friedrich Bohl, erklär- 
te am 11. Januar zum wirtschaftlichen 
Wachstum 1995: 
Das Statistische Bundesamt hat erste Be- 
rechnungen für das Wachstum 1995 veröf- 
fentlicht. Danach hat das reale Bruttoin- 
landsprodukt in Deutschland im abgelau- 
fenen Jahr um + 1,9 Prozent zugenom- 
men. Im Jahresverlauf hat sich das Wachs- 
tum zwar abgeschwächt, aber dies ändert 
nichts an der Feststellung: Trotz der deut- 
lichen Belastungen durch die Wechsel- 
kursentwicklung und die nicht situations- 
gerechten Tarifabschlüsse des letzten Jah- 
res ist die gesamtwirtschaftliche Leistung 
in Deutschland 1995 erneut gestiegen. Er- 
freulich ist, daß der wirtschaftliche Auf- 
bau in den neuen Ländern 1995 mit einem 
Wachstum von real + 6,3 Prozent weiter 
vorangekommen ist. 
Die Aussichten dafür, daß die Konjunktur 
in diesem Jahr wieder mehr Fahrt auf- 
nimmt, sind günstig. Annähernde Preissta- 
bilität, niedrige Zinsen, die für die Exporte 
wichtige teilweise Korrektur der DM-Auf- 
wertung gegenüber den Währungen wich- 
tiger Handelspartner, die ab diesem Jahr 
wirksam werdenden steuerlichen Entla- 
stungen bei den privaten Einkommen: All 
dies spricht dafür, daß die Aufschwung- 
kräfte in Deutschland allmählich wieder 
stärker werden. 
Am Arbeitsmarkt hat es 1995 keine Besse- 
rung gegeben. Mehr Arbeitsplätze zu 
schaffen, bleibt die größte Herausforde- 
rung für 1996 und danach. Allein auf die 
Konjunktur zu warten, reicht nicht aus. 
Die Voraussetzungen für Investitionen und 
zusätzliche Arbeitsplätze am Standort 
Deutschland müssen grundlegend weiter 
verbessert werden. Alle Beteiligten - Un- 
ternehmen, Gewerkschaften und Politik - 
sind in ihrer jeweiligen Verantwortung 

aufgefordert, daran konstruktiv mitzuwir- 
ken. Der Dialog zwischen den Sozialpart- 
nern über ein „Bündnis für Arbeit" ist da- 
zu ein wichtiger Beitrag. 
Wachstums- und Beschäftigungssicherung 
ist immer stärker auch eine gesamteuro- 
päische Aufgabe. Europa wächst zusam- 
men. Wir wollen den zeitgerechten Beginn 
der Wirtschafts- und Währungsunion, weil 
dies die Grundlage für mehr Wachstum 
und Arbeitsplätze in Europa ist. Für man- 
che überraschend hat Deutschland nach 
den vorläufigen Wachstumsberechnungen 
des Statistischen Bundesamtes das Maas- 
trichter Defizitkriterium 1995 nicht er- 
reicht. Ursächlich dafür sind vor allem das 
langsamere Wachstum und konjunkturbe- 
dingte zusätzliche Defizite in den Haus- 
halten von Ländern, Kommunen und ins- 
besondere Sozialversicherungen im ver- 
gangenen Jahr. 
Deutschland wird und muß im entschei- 
denden Jahr 1997 die Stabilitätskriterien 
für die Teilnahme an der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion wieder 
voll erfüllen. Das heißt vor allem, daß wir 
weiter auf die Stärkung der Wachstums- 
kräfte in Deutschland setzen müssen. Die 
Bundesregierung bereitet hierzu im Zu- 
sammenhang mit dem Jahreswirtschafts- 
bericht 1996 ein Aktionsprogramm vor, 
das konkrete Maßnahmen für ein stärkeres 
Wirtschaftswachstum und für mehr Ar- 
beitsplätze in Deutschland enthalten wird. 
Mehr Wachstum ist zugleich ein wichtiger 
Beitrag zur Entlastung der öffentlichen Fi- 
nanzen. Die Bundesregierung strebt einen 
nationalen Stabilitätspakt an, mit dem die 
Konsolidierung aller öffentlichen Haus- 
halte weiter vorangetrieben werden soll. 
Staatliche Konjunkturprogramme durch 
höhere Neuverschuldung ä la SPD-Partei- 
vorsitzendem Oskar Lafontaine passen 
nicht in die Landschaft. • 
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Wußten Sie, daß 
• sich die PDS im Grundsatzpro- 

gramm vom 31.1.1993 gegen 
die bestehende demokratische 
und marktwirtschaftliche Ord- 
nung wendet?: 

„In der PDS haben sowohl Men- 
schen einen Platz, die der kapitalisti 
sehen Gesellschaft Widerstand ent- 
gegensetzen wollen 
und die gegebenen 
Verhältnisse funda- 
mental ablehnen, 
als auch jene, die 
ihren Widerstand 
damit verbinden, 
die gegebenen Ver- 
hältnisse positiv zu verändern und 
schrittweise zu überwinden." 

• die PDS in ihrem Grundsatzpro- 
gramm das Zwangssystem des 
SED-Regimes unverfroren 
rechtfertigt?: 

»Die antifaschistisch-demokratischen 
Veränderungen im Osten Deutsch- 
lands und später das Bestreben, eine 
sozialistische Gesellschaft zu gestal- 
ten, standen im berechtigten Gegen- 
satz zur Rettung des Kapitalismus in 
Westdeutschland, der durch die in 
der Menschheitsgeschichte unver- 
gleichlichen Verbrechen des deut- 
schen Faschismus geschwächt und 
diskreditiert war. Zum Sozialismus- 
versuch in der DDR gehören wertvol- 
le Ergebnisse und Erfahrungen (...)." 

• die PDS im Grundsatzpro- 
gramm die totalitäre kommuni- 
stische Diktatur in der Sowjet- 
union verteidigt?: 

„Dem welthistorischen Ereignis der 
sozialistischen Oktoberrevolution 
von 1917 verdankt die Menschheit 
grundlegende günstige Entwicklun- 
gen im 20. Jahrhundert." 

Was Sie über Lafontaines 

Wunschpartner wissen sollten 

• die PDS offensichtlich die So- 
ziale Marktwirtschaft zu ihrem 
Hauptfeind erklärt?: 

„Bei allen Meinungsverschiedenhei- 
ten gehen wir gemeinsam davon 
aus, daß die Dominanz des privat- 
kapitalistischen Eigentums überwun- 
den werden muß." (Grundsatzpro- 
gramm vom 31. 1. 1993) 

• die PDS im Europawahlpro- 
gramm (November 1993) „die 
militärische Auflösung von 
WEU und NATO" fordert - und 
sich im Bundestagswahlpro- 
gramm (1994) für „die Abschaf- 
fung der Wehrpflicht (...) als 
Schritt zur Abschaffung der Ar- 
mee überhaupt" ausspricht? 

MIT EINER NEUEN SERIE, deren erster Teil bereits im UiD 1/96 
erschienen ist, wollen wir regelmäßig wichtige Informationen über Programm, 
Politik und Personal der PDS veröffentlichen, die für eine realistische Beurtei- 
lung der SED-Fortsetzungspartei notwendig sind. 
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Die Währungsunion wird kommen, 
aber: Stabilität geht vor Zeitplan 
Streiks in Frankreich, Verfassungskrise 
in Italien, Skepsis in Deutschland, für- 
wahr keine optimalen Voraussetzungen 
für die gemeinsame europäische 
Währung, die nach dem Maastrichter 
Vertrag ab 2002 kommen soll. Ein Teil 
der SPD, die 1992 im Bundestag (96 
Prozent Zustimmung) und im Bundes- 
rat (einstimmig) dem Maastrichter Ver- 
trag zugestimmt hat, frönt einem neuen 
„DM-Nationalismus" (so SPD-Parla- 
mentspräsident Hänsch!). Warum muß 
die Währungsunion kommen und war- 
um ist sie gut für uns Deutsche? 

Von Peter M. Mombaur, MdEP 
und Werner Langen, MdEP 

„Ein Spiel mit dem Feuer" sei es, die 
Währungsunion nicht zu gestalten, befand 
Bundespräsident Prof. Roman Herzog. War- 
um? Europa handelt im Weltmarkt gegen- 
wärtig so, wie wenn die 50 Mitgliedstaaten 
der USA wieder mit je eigener Währung an- 
träten, also uneinig und kraftlos. 

Daher haben die europäischen Staaten - 
und der Bundestag mit nahezu 100 Pro- 
zent - die Reihenfolge beschlossen: erst 
die Stabilitätsunion, dann Währungsunion, 
dann Gemeinschaftsgeld. Die Währungen 
der Mitgliedstaaten, die nachweislich lan- 
ge Zeit gleich stabil sind, also spannungs- 
frei in einer Bandbreite von ± 2,25 Pro- 
zent gewechselt wurden, sollen in die Ver- 
antwortung der von den Regierungen un- 
abhängigen Europäischen Zentralbank 
übergehen (Währungsunion), wenn und 
sofern die vertraglichen Voraussetzungen 
bezüglich Inflation, Zins, Haushaltsdefizit 
und Schuldenstand erfüllt sind (dies zu be- 

urteilen, ist auch Aufgabe des Deutschen 
Bundestages). 
Die Mitgliedwährungen, deren Umtausch- 
kurse dann ohnehin festgeschrieben sind, 
gehen in die dann - und erst dann! - logi- 
sche Gemeinschaftswährung nach der not- 
wendigen Umstellungs- und Gewöhnungs- 
phase über; die vorherigen Währungen 
werden wertgleich in die neue Währung 
umgerechnet. Also: Stabilität geht vor 
Zeitplan (Kohl). Die Gründe: 

• Arbeitslosigkeit bekämpfen! 
Europa muß den weltwirtschaftlichen 
Konkurrenzkampf vor allem mit dem 
Dollarblock und dem Yenblock gegenwär- 
tig mit 14 Währungen bestreiten, 14 
Währungen in einem (!) Binnenmarkt. 
Das ist eine Lachnummer. Auch die Stärke 
der D-Mark war bislang immer schon ab- 
hängig von zunehmender Stabilität in den 
Partnerstaaten Europas. Eine Einzel- 
währung von 80 Millionen Deutschen ist 
im gemeinsamen Europäischen Binnen- 

Arbeitslosigkeit senken - 
Frieden sichern: 

Nicht ohne Gemeinschafts- 
währung stabiler Staaten! 

markt und im globalen Finanzmarkt der 
jetzt 5,8 Milliarden Menschen auf Dauer 
nicht zu behaupten. Gegenwärtig finden 
pro Arbeitstag internationale Kapitalbewe- 
gungen im Umfang von 1 000 Mrd. US- 
Dollar statt; nur 2 Prozent entfallen davon 
noch auf die Finanzierung von Transaktio- 
nen im Güter- und Dienstleistungssektor. 

Das magische Dreieck - Freiheit des Ka- 
pitalverkehrs, autonome nationale Geldpc 
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'itik und damit stabile Wechselkurse - 
geht also lange schon nicht mehr auf. Der 
deutsche Bundestag hat daher die Verträ- 
ge beschlossen, die darauf zielen, Stabi- 
ütätspolitik in Europas Staaten zu sichern 
und die Einzelwährungen vom Störfaktor 
'hrer Schwankungen gegenüber dem 
Dollarkurs zu befreien. Solange das nicht 
gesichert ist, müssen unsere längst welt- 
weit handelnden Firmen Geld zurücklegen 
§egen die Nachteile solcher Kursschwan- 
kungen, unter denen ihre Märkte, also ihre 
Arbeitsplätze, leiden (Daimler-Benz z. B. 

me Markt von 400 Millionen Europäern 
ist erst dann ein wirklicher Heimatmarkt. 
Es wird dort gehandelt und investiert, wo 
es ohne die Unwägbarkeit von Währungs- 
krisen sinnvoll ist. Nicht der Wechselkurs 
bestimmt dann die Wettbewerbsfähigkeit, 
sondern die realen Standortfaktoren sind 
maßgebend. Daher drängen alle, die diese 
Zusammenhänge kennen, auf die gemein- 
same Währung im gemeinsamen Markt: 
Deutscher Sparkassenverband, Bundesver- 
band der Deutschen Industrie, Deutscher 
Industrie- und Handelstag. 

• Peter M. Mombaur: 
Mitglied des Europäischen Par- 
laments seit 1994, 1978 bis 
1994 Geschäftsführendes Prä- 
sidialmitglied des Deutschen 
und des nordrhein-westfäli- 
schen Städte- und Gemeinde- 
bundes 

• Werner Langen: 
Mitglied des Europäischen 
Parlaments seit 1994; 1983 bis 
1990 Mitglied des rheinland- 
pfälzischen Landtags; von 1990 
bis 1991 Minister für Landwirt- 
schaft, Weinbau und Forsten 
des Landes Rheinland-Pfalz 

I* ersten Halbjahr 1995 1,2 Mrd. DM 
Rückstellung, anstatt sie in neue Arbeits- 
Plätze zu investieren). 
P'e letzte indirekte Aufwertung der D- 
^ark durch Währungsschwankungen ko- 
stete die deutsche Textilindustrie soviel 
wie eine 6prozentige Lohnrunde; die deut- 
sche Arbeitsstunde hat sich in zwölf Mo- 
tten um reichlich 20 Prozent verteuert, 
preise für europäische Märkte festzulegen 
nat Züge eines Glücksspiels. Die Geld- 
yielfalt kostet uns also ständig Arbeits- 
Plätze. 

Seit dem Vertrag von Maastricht sind die 
Europäer in einen Stabilitätswettlauf ein- 
getreten. Schlußstein der Stabilitätsge- 
meinschaft soll die Gemeinschafts- 
Währung werden. Sie soll also wirtschaft- 
jjehe Stabilität und Kraft belegen und die 
Einheit Europas kennzeichnen. Wichtig: 
üer wirtschaftlich so dringliche gemeinsa- 

• Den Märkten folgen! 
Die Nationalstaaten können auf weltwei- 
ten Märkten ihre eigentliche Aufgabe 
nicht mehr leisten: die Existenz des 
Staatsvolkes zu sichern. Unternehmen und 
Märkte haben einen Markt ohne Staat ge- 
schaffen. Mit der Währungsunion folgt 
Europa den Märkten. Europa holt sich ver- 
lorene Kompetenz zurück: gemeinsame 
Wechselkurse nach außen und gemein- 
schaftliche Besteuerungen nach innen sol- 
len den gemeinschaftlichen Heimatmarkt 
sichern. 

• Risiken abwägen - Frieden in 
Europa sichern! 
Ein Leben ohne Risiko existiert nicht. 
Auch eine Gemeinschaftswährung hat Ri- 
siken, wie der Binnenmarkt an sich. Die 
Bedingungen, die für die Wechselkurse 
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maßgeblich waren (gleiches Zinsniveau, 
Orientierung an den gleichbleibenden 
Kaufkraftunterschieden) müssen dauerhaft 
bestehen. Für Schuldenpolitik wird es kei- 
ne Belohnung geben. Das ist in den Ver- 
trägen bereits angelegt: Kein Mitglied haf- 
tet für Verbindlichkeiten anderer, Eigen- 
mittel der Union werden einstimmig ent- 
schieden; der EU-Haushalt darf keine Kre- 
dite aufnehmen; es gibt einen zwi- 
schenstaatlichen Finanzausgleich. Im übri- 
gen dürften die Finanzmärkte unsolide Fi- 
nanzpolitik mit Risikoprämien in Form 
höherer Zinssätze ahnden. Zusatzverein- 
barungen der Teilnehmer müssen die Sta- 
bilitätsgemeinschaft gleichwohl noch ver- 
bessern durch automatisch wirkende fühl- 
bare Sanktionen für den Fall der Schul- 
denpolitik. 
Zudem ist die Stellung der unabhängigen 
Europäischen Zentralbank gegenüber 15, 
daher schwächeren Fiskalpolitikern der 
Mitgliedsländer relativ stark. Es bestehen 
beste Aussichten, nach innen wie nach 
außen. Daher wollen ja auch alle EU-Mit- 
gliedstaaten von Anfang an dabei sein, ein 
Stabilitätswettlauf hat bereits vor Jahren 
eingesetzt. 

Viel wahrscheinlicher und konkreter wären 
allerdings die Risiken und Gefahren, wenn 
es nicht zur Währungsunion käme. Das 
wäre ein Signal von größter Sprengkraft: 
Weg von der Stabilitätspolitik im Binnen- 
markt, Renationalisierung im Binnen- 
markt, Renationalisierung der Wirtschafts- 
politik, Fortsetzung der jeweils zu kleinen 
Teilmärkte. „Abwertungswettläufe, Protek- 
tionismus, Renationalisierung der Wirt- 
schaftspolitik, Deflation, wenn nicht gar 

Depression. Das wäre ein Rückfall in die 
dreißiger Jahre." (Roman Herzog) 

Ob nun D-Mark-Nationalismus oder ande- 
rer Nationalismus: „Nationalismus ist 
Krieg" (Mitterrand), ein politisches Des- 
aster und Vertragsbruch. Für Deutschland 
geht es darum: Die Abkehr von jahrhun- 
dertelanger Schaukelpolitik beizubehalten 
und die von allen politischen Parteien seit 
1945 beschworene Zuverlässigkeit ge- 
genüber den europäischen Freunden zu Iß' 
ben. Für Europa geht es also primär um 
Krieg und Frieden im 21. Jahrhundert 
(Kohl). Wie 1949, als Jean Monnet die 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl vor- 
schlug und Schuman und Adenauer sie 
durchsetzten, ist die Gemeinschaft von 
Wirtschaft und Währung der Weg, die Ge- 
meinschaft im Frieden das Ziel. 

• Vertrauen schaffen - 
umfassend aufklären 
Viele Deutsche haben große Bedenken ge- 
genüber der Währungsunion - vor allem 
aus Unkenntnis und wegen mangelnder 
Information -, verstehen die technischen 
Einzelheiten nicht, zweifeln an den Vortei- 
len der Währungsunion, fürchten um ihre 
Ersparnisse und ihre Alterssicherung und 
sehen erhebliche Inflationsgefahren in der 
Zukunft. 
Vertrauen schaffen und Informationen ver- 
mitteln, das ist eine dringende Aufgabe für 
Politik, Banken und Presse. 
Nur wenn die Mehrheit der Menschen in 
Deutschland die gemeinsame Währung 
mitträgt oder wenigstens versteht, wird sie 
erfolgreich sein können. 

Siehe auch Seite 14: Waigel richtet Arbeitsstab für Währungsunion ein. 

Und Seite 15: Bundesfachausschuß Europapolitik unterstützt Theo 
Waigels Stabilitätspakt für Europa. 
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Eine Bilanz, die sich 
sehen lassen kann 

Mit 65 Mitgliedern ist die Gruppe der 
ostdeutschen CDU-Bundestagsabgeord- 
Neten eine der zahlenmäßig stärksten 
Gruppierungen im Deutschen Bundes- 
teg und in allen wichtigen parlamenta- 
r,schen Gremien präsent. Die inhaltli- 
ehe Arbeit wird über die 23 Berichter- 
statter „Aufbau Ost" koordiniert, wel- 
che in fünf Arbeitskreisen zusammenar- 
beiten. 

Wesentliche Eckpunkte dieser inhaltlichen 
Arbeit wurden in den beiden Berliner 
Klausurtagungen der Gruppe am 4./5. Mai 
Und 25. September 1995 fixiert. Der Ar- 
beitsstand bei der Umsetzung dieser Eck- 
Punkte stellt sich wie folgt dar: 

Jahressteuergesetz 1996 
• Verlängerung der sog. Mittelstandszu- 
}age nach dem Investitionszulagengesetz 
ln Höhe von 10 Prozent für kleine und 
Mittlere Betriebe des verarbeitenden Ge- 
werbes und des Handwerks in den neuen 
Ländern bis mindestens Ende 1998. 

• Einbeziehung des innerstädtischen Ein- 
Zelhandels in diese Zulage. 

• Fortsetzung der 5prozentigen Investiti- 
onszulage für das verarbeitende Gewerbe 
bis mindestens 1998. 

• Fortsetzung der Sonderabschreibungen 
Ur betriebliche Ausrüstungsinvestitionen, 

^'genbetrieblich genutzte gewerbliche 
Rauten im verarbeitenden Gewerbe sowie 
'ur Modernisierungs- und Sanierungsmaß- 
nahmen an Gebäuden, für gewerbliche 
bauten in anderen Bereichen sowie für 
uen Wohnungsneubau im übrigen auf re- 
duziertem Niveau bis mindestens 1998. 

Im Wohnungsbau wird zusätzlich das Ku- 
mulierungsverbot bei gleichzeitiger Inan- 
spruchnahme von Förderprogrammen der 
Länder und der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau aufgehoben. 

• Einbeziehung des Westteils von Berlin 
in wichtige Teile der Investitionszulagen- 
und Sonderabschreibungsregelungen. 

• Befristete Ausdehnung der steuerneu- 
tralen Wiederanlage betrieblicher Ver- 
äußerungsgewinne auf den Erwerb von 
Anteilen an mittelständischen Kapitalge- 
sellschaften in den neuen Ländern bzw. 

Von Paul Krüger, stellvertre- 
tender Vorsitzender der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

Kapitalgesellschaften, die sich an mittel- 
ständischen Unternehmen in den neuen 
Ländern beteiligen. 

• Befristete Einführung der Förderung 
von langfristig gebundenem Beteiligungs- 
kapital über eine Kapitalsammelstelle mit 
einem jährlichen Gesamtplafond von 500 
Mio DM Kapitalsumme. 

• Befristete Anhebung der Grenze, ab der 
Umsatzsteuer erst nach Bezahlung der er- 
brachten Leistung abzuführen ist, von 
250.000 auf 1 Mio DM. 

• Gewerbekapitalsteuer wird für die neu- 
en Länder für ein weiteres Jahr ausgesetzt; 
eine durchgreifende Reform, welche den 
Ost-Kommunen überhaupt erst den Zu- 
griff auf entsprechende Umsatzsteueran- 
teile eröffnen würde, muß jedoch noch ge- 
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gen den Widerstand der SPD durchgesetzt 
werden. Entsprechende Verhandlungen 
laufen zur Zeit. 

• Verlängerung der Aussetzung der Ver- 
mögenssteuer in den neuen Ländern bis 
Ende 1998. 

• Die Befreiung der Kommunen der neu- 
en Bundesländer von der Pflicht zur Zah- 
lung von Grunderwerbssteuer für die 
Übernahme von ehemaligem Volkseigen- 
tum wurde verlängert. 

Wirtschaftspolitik 
• Eine ostspezifische Sonderförderung 
für die neuen Länder im Rahmen des Ei- 
genkapitalhilfeprogramms der Deutschen 
Ausgleichsbank wurde durch Anhebung 
des Verpflichtungsrahmens abgesichert 

• Die bedarfsgerechte Finanzierung der 
Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung 
der Wirtschaftsstruktur in den neuen Län- 
dern wurde abgesichert. Das Investitions- 
vorranggesetz wurde bis zum 31. 12. 1999 
verlängert. 

• Zur Überführung der bisher in den NL 
bergfreien Bodenschätze (Kiese, Sande 
und Gesteine) in grundeigene Bodenschät- 
ze fand am 4.12. eine Anhörung im Wirt- 
schaftsausschuß mit im wesentlichen posi- 
tiven Ergebnissen statt. 

• Die Präferenzregelungen für Unterneh- 
men aus den neuen Ländern sollen in 

Jahresbilanz 1995 
der Gruppe 

der ostdeutschen Abgeordneten 
in der CDU/CSU-Fraktion 

Form einer Ausdehnung des sog. Zube- 
nennungserlasses fortgesetzt werden. D. 
h., die Auftraggeber der öffentlichen Hand 
werden verpflichtet, bei allen beschränk- 

ten Ausschreibungen und freihändigen 
Vergaben geeignete Ost-Unternehmen, die 
jeweils durch die Auftragsberatungsstellen 
der neuen Länder zu benennen sind, zur 
Abgabe von Angeboten aufzufordern. 

Forschungs- und Bildungspolitik 
• Die Ansätze zur Förderung der Indu- 
strieforschung bei BMBF und BMWi wur- 
den um insgesamt über 100 Mio DM auf- 
gestockt. 

• Zur Forschungsförderung in den neuen 
Ländern und insbesondere zur Vorberei- 
tung einer steuerlichen Forschungsförde- 
rung wurde eine Fraktionssonderarbeits- 
gruppe eingerichtet. 

Das Sonderprogramm zur Schließung der 
Lücke an Ausbildungsplätzen in den neu- 
en Ländern wurde erfolgreich durchge- 
führt. 

• In den neuen Ländern wird nach der 
jüngsten Vereinbarung der Kultusminister 
ein Abitur nach 12 Schuljahren auch wei- 
terhin möglich bleiben. 

• Das erste gesamtdeutsche Hochschul- 
sonderprogramm mit einer Sonderförde- 
rung für die Hochschulen in den neuen 
Ländern befindet sich in der Schlußab- 
stimmung zwischen Bund und Ländern. 

Verkehrspolitik 
• Die Einräumung höchster Priorität für 
die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit wur- 
de von der Bundesregierung zugesichert. 

• Die Förderung des Fernstraßenbaus in 
den neuen Ländern wird im Vergleich zum 
Regierungsentwurf um rund 100 Mio DM 
aufgestockt. 

• Die Verlängerung des Verkehrswege- 
planungsbeschleunigungsgesetzes ist er- 
folgt. 
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Kulturpolitik 
• Im Bundeshaushalt 1996 ist ein neues 
°und-Länder-Programm zur Substanzsi- 
cherung von Schlössern und Kirchen ein- 
geplant. 

Kommunale Altschulden 
• Die Positionen von Bund, Ländern und 
Kommunen haben sich erheblich an- 
genähert; ein Kompromiß, wie von den 
^DU-Ostabgeordneten stets eingefordert, 
erscheint inzwischen realistisch. 

Sportförderung 
• Bei der Neuregelung der Sportförde- 
rung des Bundes werden die guten Lei- 
stungen ostdeutscher Sportler und das her- 
vorragende Nachwuchspotential berück- 
sichtigt. 

Rentenüberleitung 
• Ein eigenständiger Antrag der ostdeut- 
Schen Abgeordneten wurde in erster Le- 
sung im Plenung debattiert; die Ost-Mini- 
sterpräsidenten haben sich unserer Positi- 
°n inzwischen weitgehend angenähert. 

Aufarbeitung der DDR- 
Geschichte 
• Es wird keine vorzeitige Amnestie für 

ED-Unrecht geben - trotz anderslauten- 
der Forderungen aus den Reihen der Op- 
Position. 

• Der uneingeschränkte Zugang zu Stasi- 
Unterlagen bleibt erhalten. 

• Die Enquete-Kommission zur Aufarbei- 
tung der DDR-Geschichte ist erneut einge- 
setzt. 

• Die Prüfung der Effizienz des 1. und 2. 
.D-Unrechtsbereinigungsgesetzes ist 

angeleitet. 

Mietenüberleitung 
• Die Einführung des Vergleichsmieten- 
systems in den neuen Ländern erfolgte 
im Konsens mit den Landesregierungen 
sowie mit Mieter- und Vermieterverbän- 
den. Diese Umstellung wurde durch eine 
Verlängerung des Sonderwohngeldes 
Ost zunächst bis zum 31. 12. 1996 
begleitet. 

Wohneigentumsförderung 
• Die Neuregelung der steuerlichen 
Wohneigentumsförderung wird auf vom 
Einkommen unabhängige Zulagen umge- 
stellt. Damit stehen sich Familien mit klei- 
nem und mittlerem Einkommen deutlich 
besser als bisher. Dies kommt besonders 
ostdeutschen Familien zugute. 

• Die Zulage für Erwerb oder Sanierung 
von Altbauten wird auf einen Grundbetrag 
von 2.500 DM pro Jahr angehoben. Dies 
ist für die Privatisierung des Bestandes 
von Wohnungsgesellschaften und für die 
Sanierung von Altbauten ein wichtiger 
Fortschritt. 

• Zur Absicherung des bei aller staatli- 
chen Förderung stets notwendigen Eigen- 
kapitals wird ein spezielles Bürgschafts- 
programm für die neuen Länder geschaf- 
fen. 

• Die Zuschüsse für Mieter beim Woh- 
nungserwerb von Wohnungsgesellschaften 
wurden zeitlich begrenzt verlängert. 

• Fehlerhafte Vermögenszuordnungen auf 
kommunale Wohnungsbaugesellschaften 
wurden per Gesetz geheilt. 

Private Vermögensbildung 
• Durch gespreizte Fördersätze soll das 
Defizit an privater Vermögensbildung in 
den neuen Ländern verringert werden. Ins- 
besondere soll die Arbeitnehmersparzula- 
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Waigel richtet Arbeitsstab für Währungsunion ein 
Zur Umsetzung der Beschlüsse des 
Europäischen Rates vom 15./16. De- 
zember 1995 in Madrid erklärte der 
Staatssekretär im Bundesministeri- 
um der Finanzen, Jürgen Stark: 
Der Europäische Rat hat das Szenario 
für den Übergang zur 3. Stufe der Eu- 
ropäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) am 1. Januar 
1999 festgelegt. Jetzt haben die Bürge- 
rinnen und Bürger, die Kreditinstitute 
und Unternehmen Klarheit, wie der 
Übergang erfolgen wird. Grundsatz 
der Umstellung ist: Es werden ledig- 
lich die Beträge von D-Mark auf Euro 
umgestellt. Die Zahlen ändern sich, 
aber der Wert bleibt gleich. Alle Ver- 
träge und sonstigen Leistungsverhält- 
nissen bleiben ohne Einschränkung 
gültig. 
Jetzt geht es um die notwendigen 
rechtlichen Regelungen, die auf eu- 
ropäischer und nationaler Ebene zu 
verabschieden sind. Zugleich muß die 
öffentliche Verwaltung auf allen Ebe- 

nen die notwendigen Vorbereitungen 
für die Einführung des Euro treffen. 
Noch vor dem Treffen des Europäi- 
schen Rates in Madrid hat Bundesfi- 
nanzminister Theo Waigel deshalb ei- 
nen Arbeitsstab „Europäische Wirt- 
schafts- und Währungsunion" gebil- 
det. Aufgabe des Arbeitsstabs ist die 
Steuerung der erforderlichen Maßnah- 
men zur rechtlichen und administrati- 
ven Umsetzung der Wirtschafts- und 
Währungsunion. Zu diesem Zweck ar- 
beitet der Arbeitsstab eng mit den an- 
deren Bundesministerien und mit noch 
zu bestimmenden Vertretern der Län- 
der zusammen. Sämtliche Bundesmi- 
nisterien haben ihrerseits Ansprech- 
partner zu Fragen der Wirtschafts- und 
Währungsunion benannt. Der Arbeits- 
stab wird von Ministerialdirigent 
Michael Röskau geleitet und unter- 
steht meiner direkten Aufsicht als dem 
für Währungsfragen innerhalb der 
Bundesregierung zuständigen Staats- 
sekretär. 

ge auf 15 Prozent gegenüber 10 Prozent 
im sonstigen Bundesgebiet erhöht werden. 
Daneben sollen Arbeitgeber künftig 
500 DM gegenüber 400 DM im Westen 
ihren Arbeitnehmern Steuer- und 
sozialabgabefrei übertragen können, wenn 
diese den Betrag im Unternehmen belas- 
sen. 

# Die Möglichkeiten einer Eigentumsför- 
derung in Zusammenhang mit offenen 
Vermögensfragen, insbesondere durch 
Verbesserung des Investitionsvorrangs und 
Absicherung von Erwerbern vor den Fol- 
gen leichter zivilrechtlicher Mängel wer- 
den fachlich abgeklärt. 

Haushalt 1996 
• Zu allen fünf in der Klausur hervorge- 
hobenen Schwerpunkten (Eigenkapitalsi- 
tuation der Unternehmen, Industriefor- 
schung, Wohneigentumsförderung, Ver- 
kehrsinfrastruktur und Denkmalsiche- 
rungsprogramm) wurden deutliche Verbes- 
serungen im Vergleich zum Regierungsent- 
wurf erzielt. 

Föderalismuskommission 
• Die Fortsetzung der Tätigkeit der Fö- 
deralismuskommission zur Begleitung der 
Verlagerung von Bundeseinrichtungen in 
die neuen Länder ist auf gutem Wege.     ^ 
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Bundesfachausschuß Europapolitik 
unterstützt Theo Waigels 
Stabilitätspakt für Europa 

~er Bundesfachausschuß Europapolitik 
jter CDU hat unter seinem Vorsitzenden 
Runter Rinsche MdEP, Vorsitzender 
der CDU/CSU-Gruppe im Europäi- 
schen Parlament, auf seiner Sitzung fol- 
genden Beschluß gefaßt: 

*^ Die Europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion ist erforderlich zur künfti- 
§en Sicherung von Wohlstand und Be- 
schäftigung sowie eines dauerhaften Frie- 
dens. Sie kann einen Beitrag leisten zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Unternehmen, zur Stabilisie- 
rung des Weltwährungssystems und zur 
Weiterung europäischer Unternehmen ge- 
gen Währungsschwankungen innerhalb 
aer Europäischen Union. Die Wirtschafts- 
und Währungsunion trägt zur langfristigen 
Sicherheit der Sparguthaben der Bürger 
^nd zur Preisstabilität bei und führt zum 
J^gfall der Umtauschkosten. 

*•• Voraussetzung für diese positiven 
^Wirkungen ist die Stabilität der 
^künftigen europäischen Währung. Die 
Stabilität der Währung ist eine unverzicht- 
bare Voraussetzung für den Erfolg der So- 
zialen Marktwirtschaft in der Europäi- 
schen Union. 

7*" Darum ist es unbedingt erforderlich, 
aß die strengen Kriterien des Maastrich- 
er Vertrages nicht nur vor, sondern auch 
Jjch dem Beginn der Wirtschafts- und 
währungsunion dauerhaft eingehalten 
werden. 

~s muß sichergestellt werden, daß im Jahr 
y99 nur diejenigen Länder einen Sitz im 

Zentralbankrat der Europäischen Union 
erhalten, welche die Kriterien des Vertra- 
ges ohne Einschränkungen erfüllen. 

Im Maastrichter Vertrag ist vorgese- 
hen, daß die Verfahren über die multilate- 
rale Überwachung und die übermäßigen 
Defizite fortgesetzt und daß die Möglich- 
keit besteht, bei einer nachhaltigen Verlet- 
zung des Vertrages Geldbußen in ange- 
messener Höhe zu verhängen. 

Keine Vertragsänderung 
Die CDU ist der Auffassung, daß die lang- 
fristige Einhaltung der Stabilitätskriterien 
ohne Änderung des Maastrichter Vertrages 
durch eine zusätzliche Durchführungsver- 
einbarung gesichert werden soll. Sie un- 
terstützt daher die Vorschläge von Finanz- 
minister Waigel für einen "Stabilitätspakt 
für Europa", der insbesondere automati- 
sche Sanktionen im Falle eines Vertrags- 
bruches vorsieht. 

Die CDU fordert die Staats und Re- 
gierungschefs der Europäischen Union 
auf, bei dem Gipfeltreffen in Madrid den 
vom Europäischen Währungsinstitut in 
Frankfurt/Main für die Einführung der 
Europäischen Währung vorgeschlagenen 
Zeitplan zu bestätigen, die Einhaltung 
der festgelegten Kriterien vor und nach 
dem Beginn der Währungsunion zu be- 
kräftigen und eine endgültige Entschei- 
dung in Bezug auf den Namen der 
zukünftigen europäischen Währung zu 
fällen. • 
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Ezer Weizman dankt Deutschland für 
Freundschaft und Zusammenarbeit 
„In Ihrem Wissen um die Vergangenheit 
Ihre Sinne auch auf die Zukunft richten, 
jede Regung des Rassismus wahrnehmen 
und jede Regung des Neonazismus zer- 
schlagen" - mit dieser Bitte wandte sich 
der israelische Staatspräsident Ezer 
Weizman an die Abgeordneten des Bun- 
destages und des Bundesrates in seiner 
viel beachteten Rede am 16. Januar vor 
dem Deutschen Bundestag. 

„Bewegende Worte" schreibt 
die „Kölnische Rundschau" vom 
17. Januar über ihren Kommentar 
zur Rede Weizmans und sieht die 
„Schatten der Vergangenheit weiter 
wirksam": 

Normalität wie im Verhältnis zu Paris 
oder - langsam beginnend - zu Warschau 
ist nicht eingekehrt, konnte es auch nicht. 
Zwar wurden Polen und Franzosen eben- 
so Opfer des Wahns Adolf Hitlers und sei- 
ner Helfershelfer. Auch sie mußten Leid 
und Zerstörung ertragen. Doch der poli- 
tisch gewollte und beschlossene, bürokra- 
tisch bis in die Details perfekt geplante 
und schließlich im industriellen Stil durch- 
geführte Völkermord an Juden hat eine 
weitergehende Qualität. Zwar gibt es kei- 
ne Opfer erster und zweiter Klasse: Der 
Unterschied liegt jedoch in Absicht, Hand- 
lung und Schuld der Täter. 

Kölnische Rundschau 
Als „Stete Mahnung" hat die „West- 
deutsche Allgemeine" vom 17. Janu- 
ar die Worte Weizmans bezeichnet: 

Man muß es sich wohl immer von neuem 
vor Augen führen, was es für einen Juden 
bedeutet, Deutschland zu besuchen oder 
sogar in Deutschland zu leben. Präsident 
Weizman hat diesen bedrückenden Ge- 
fühlen mit bewegenden Worten Ausdruck 

verliehen. Dazu kann man eigentlich nur 
schweigen, in Respekt und in Scham. 

Westdeutsche Allgemeine 

„Zu dem Bewegendsten, was dort je 
gesagt wurde", rechnet die „Frank- 
furter Neue Presse" vom 17. Januar 
die Rede Weizmans in Bonn: 

Sie war eine Charakterisierung des Juden- 
tums, von seinen Quellen in der Vorzeit 
durch Grauen, Freude, Kriege und Völker- 
mord bis zu diesen Tagen, in denen die Ju- 
den zum erstenmal ein Land ihr eigen nen- 
nen. Es war eine Rede, von tiefer Religi- 
osität ebenso geprägt wie von einem unwi- 
derstehlichen Glauben an die Zukunft und 
von dem weisen politischen Pragmatismus 
seines Volkes.     Frankfurter Neue Presse 

Wie - ganz unabhängig voneinander 
- eine Reihe von Rundfunk- und 
Fernsehkommentatoren der Rede 
des israelischen Staatspräsidenten 
„Poesie" bestätigen, spricht auch 
„Die Welt" vom 17. Januar von einer 
„sehr poetischen, gefühlvollen Rede" 
und beginnt wohl deshalb auch ihren 
Kommentar mit Weizmans eigenen 
Worten: 

Mein Herz ist schwer, voller Zorn und 
Trauer', schrieb der israelische Staatsprä- 
sident Ezer Weizman ins Gästebuch des 
ehemaligen KZ Sachsenhausen. Und in 
seiner sehr poetischen, gefühlvollen Rede 
im Bundestag kleidete er diesen Gedanken 
in die Worte: ,Nicht leicht ist es für mich, 
in diesem Lande zu sein, die Erinnerungen 
zu hören und die Stimmen, die zu mir von 
der Erde schreien.' Denn:, Erst fünfzig 
Jahre, ein Augenblick in der langen Ge- 
schichte meines Volkes, sind seit dem Ende 
des schrecklichen Krieges bis auf den heu- 
tigen Tag vergangen.' Die Wen 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Aschermittwochs pflegen im Bil- 
dungszentrum Schloß Eichholz 

Veranstaltungen eröffnet zu werden, 
in deren Mittelpunkt Fragen des 
Denkmalschutzes und der Denkmal- 
pflege stehen. 
Das Angebot in diesem Jahr: 
Veranstaltung Nr. 38 

Denkmaischutz und Denk- 
malpflege in Deutschland - 
Leistungen und Herausfor- 
derungen 

Eichholzer Forum 
21. bis 24. Februar 
Hauptthemen: 
• Vom Kantgrab in Königsberg bis 
zu Terrakotten in Estland - Projekte 
des Deutschen Zentrums für Hand- 
werk und Denkmalpflege 
• Denkmalpflege und auswärtige 
Kulturpolitik - Die „Kulturerhalt"-Pro- 
jekte des Auswärtigen Amtes 
• Denkmalschutz und 
Denkmalpflege in 
Deutschland - Grundfra- 
gen und drängende Pro- 
bleme 
• Über den Umgang mit 
historischer Bausubstanz 
- Erfahrungen im kirchli- 
chen Bereich 
• Denkmalpflege in Rheinland- 
Pfalz: Die Stadtmauer in Oberwesel 
• Denkmalpflege in Brandenburg: 
Der jüdische Friedhof und das Mar- 
^orpalais in Potsdam 
• Denkmalpflege in Nordrhein-West- 
falen: Schloß Rheda, Denkmalpflege 
lr> privater Hand 

• Das „Sofortprogramm" der Deut- 
schen Bundesstiftung Umwelt zur 
Rettung national wertvoller Kulturgü- 
ter in den neuen Bundesländern - 
Ein Zwischenbericht 

Vorgesehen sind die Besichtigung 
von Werkstätten des Rheinischen 
Amtes für Denkmalpflege (Abtei 
Brauweiler), ein Aufenthalt in der 
Kunst- und Ausstellungshalle der 
Bundesrepublik Deutschland mit Be- 
such der Ausstellung „Im Lichte des 
Halbmonds - Das Abendland und 
der türkische Orient" sowie zahlrei- 
che Gespräche in Arbeitsgruppen. 

Die Zusagen namhafter Referentin- 
nen und Referenten liegen vor. So 
z. B. von Generalkonservator Prof. 
Dr. M. Petzet, Leiter des Bayeri- 
schen Amtes für Denkmalpflege, 
Vorsitzender der Vereinigung der 
Landesdenkmalpfleger in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

Improvisierte 
Ausstellung 
eines Teil- 
nehmers aus 
Sachsen 
während des 
letzten 
Forums 

Foto: 
Harald Odehnal 

Weitere Informationen/Anmeldun- 
gen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
Fax:(022 36)707-413 
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Arbeitsplätze im Haushalt 
Zukunftsorientierte Dienstleistungen 

Die Präsidentin des Deutschen Land- 
frauenverbandes und Europaabgeord- 
nete Hedwig Keppelhoff-Wiechert sieht 
einen wachsenden Markt für Arbeits- 
plätze im Dienstleistungsbereich. Im- 
mer mehr Familien, Alleinerziehende 
oder ältere Menschen mit durchschnitt- 
lichem Einkommen haben Bedarf an 
kontinuierlicher oder phasenweiser Un- 
terstützung im Haushalt. 
Dafür müssen jedoch Rahmenbedingun- 
gen geschaffen werden, die sowohl Arbeit- 
nehmerinnen als auch Arbeitgebern und 
Arbeitgeberinnen zugute kommen. Wich- 
tigster Schritt ist nach Ansicht von Hed- 
wig Keppelhoff-Wiechert eine Verbesse- 
rung der steuerlichen Absetzbarkeit von 
Sozialversicherungspflichtigen Arbeits- 
plätzen in Privathaushalten. 
Zur Zeit arbeiten viele Frauen in geringfü- 
gigen Beschäftigungsverhältnissen im Pri- 
vathaushalt. Dabei sind längst nicht alle 
(z.B. über ihren Ehemann) im Alter ange- 
messen abgesichert. Altersarmut ist jedoch 
ein Problem, das ernstgenommen werden 
muß. Um Frauen in hauswirtschaftlichen 
Arbeitsverhältnissen eine soziale Absiche- 
rung zu ermöglichen, setzt sich der Deut- 
sche Landfrauenverband (DLV) für die 
steuerliche Absetzbarkeit von Hausange- 
stellten ein. 

Anstoß zu mehr Arbeit 
Hedwig Keppelhoff-Wiechert MdEP 
ewartet von einer steuerlichen Absetzbar- 
keit von Sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsplätzen in Privathaushalten einen 
beschäftigungsfördernden Impuls zugun- 
sten von Frauenarbeitsplätzen und eine 
Anerkennung hauswirtschaftlicher Er- 

werbstätigkeit. Sie fordert die Bundesre- 
gierung auf, in diesem Bereich gesetzge- 
berisch aktiv zu werden. 
In diesem Kontext existieren bereits Mo- 
delle. So wurden z.B. Dienstleistungs- 
agenturen oder Service-Stationen einge- 
richtet, die als Arbeitgeber agieren und 
Haushaltshilfen oder Hauswirtschafterin- 
nen als Sozialversicherungspflichtige An- 
gestellte „behaushalten". Einige Mit- 
gliedsorganisationen des DLV sind Träger 
von Servicestationen, die gegenwärtig 

Hedwig Keppelhoff-Wiechert 
MdEP fordert verbesserte 
Rahmenbedingungen 
für Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberseite. 

erste Erfahrungen mit der Vermittlung 
hauswirtschaftlicher und pflegerische 
Dienstleistungen sammeln. 
Eine weitere Möglichkeit beitet der soge- 
nannte Dienstleistungsscheck. Der Dienst- 
leistungsscheck dient als Arbeitsvertrag 
und vor allem als Instrument der Anmel- 
dung bei der Sozialversicherung. Erfah- 
rungen dazu werden derzeit in Frankreich 
gesammelt. In diesem Modell werden Per- 
sonen, die für familienbezogene Beschäf- 
tigung eingestellt werden, erfaßt. Die bei 
unterschiedlichen Arbeitgebern verrichte- 
ten Arbeitsstunden werden in den Dienst- 
leistungsscheck eingetragen. Alle Arbeits- 
stunden sind danach sozialversicherungs- 
pflichtig. Der Arbeitgeber zahlt für dieje- 
nigen Stunden Sozialbeiträge, die die An- 
gestellte für ihn gearbeitet hat. ' 
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Der Erfolg neuer Produkte hängt 
auch von der Schnelligkeit ab, 
mit der sie eingeführt werden 

j-'äs Bundeskabinett hat am 11. Januar 
*!en von Bundesinnenminister Manfred 
Panther vorgelegten Entwurf eines Ge- 
izes zur Beschleunigung von Geneh- 
j^'gungsverfahren (Genehmigungsver- 
«ahrensbeschleunigungsgesetz) be- 
SchIossen, mit dem die Dauer von Ge- 
nehmigungsverfahren verkürzt wird. 
J^er Entwurf knüpft an die Ergebnisse der 
^°alitions- und Ressortarbeitsgruppe an, 
^le dem Kabinett am 29. Juni 1995 ihren 
"bricht über Maßnahmen zur Vereinfa- 
chung und Beschleunigung von Planungs- 
Und Genehmigungsverfahren vorgelegt hat. 

Änderungen im Einzelnen: 
n dem Gesetz sind u. a. folgende Ände- 
ungen des Verwaltungsverfahrens vorge- 

•enen, die verfahrensvereinfachende und 
eschleunigende Wirkung haben: 

* Beschränkung der Folgen von Ver- 
ößen gegen Verfahrens- oder Formvor- 

schriften, 

Straffung des Planfeststellungsverfah- 
ens durch die Einführung von Fristen und 
/äklusionsregelungen im Anhörungsver- 
tahren, 

Einführung eines wesentlich einfache- 
6ll P^ngenehmigungsverfahrens statt des 

^'Wendigen Planfeststellungsverfahrens 
rur einfach gelagerte Fälle und 

Abmilderung der Auswirkung von Ab- 
ä§ungsmängeln im Planfeststellungs- 
nd Plangenehmigungsverfahrens. 
as Gesetz, das der Zustimmung des Bun- 
srates bedarf, wird nunmehr dem Parla- 
ent zur Beratung zugeleitet. 

Hierzu erklärte Bundesinnenminister 
Manfred Kanther: „Durch das vorgese- 
hene Gesetz wird ein wichtiger Beitrag 
zur Sicherung des Standortes Deutschland 
geleistet. Im internationalen Wettbewerb 
um Investitionen ist die Dauer von Geneh- 
migungsverfahren ein wesentlicher Faktor. 
Der Erfolg neuer Produkte hängt auch von 

Bundesinnenminister Manfred 
Kanther: „Die Verkürzung 
von Genehmigungsverfahren 
ist ein wichtiger Beitrag für 
den Standort Deutschland und 
zum Schlanken Staat." 

der Schnelligkeit ab, mit der sie eingeführt 
werden. Eine Beschleunigung der Geneh- 
migungsverfahren wird die Attraktivität 
des Standortes Deutschland für Investitio- 
nen erhöhen. 

Wichtiger Mosaikstein 
Außerdem ist der Entwurf eines Gesetzes 
zur Beschleunigung von Genehmigungs- 
verfahren ein wichtiger Beitrag zum 
Schlanken Staat. Er macht das Verwal- 
tungsverfahren insbesondere bei Geneh- 
migungen und Planfeststellungen effizien- 
ter und führt zu einer leistungsfähigeren 
Verwaltung. 

Rechts- und Verwaltungsvereinfachung ist 
eine Daueraufgabe. Das Genehmigungs- 
gesetz ist ein wichtiger Mosaikstein zu 
diesem Werk." • 
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Asylbewerberzahlen für 1995 

Die geltende Neuregelung 
hat sich bewährt 

Im gesamten Jahr 1995 haben 127.937 
Personen beim Bundesamt für die An- 
erkennung ausländischer Flüchtlinge 
Asyl beantragt. Dies entspricht in etwa 
der Vorjahreszahl (1994: 127.210). 
Im Monat Dezember 1995 waren es 
10.400 Personen (Vormonat November 
1995: 13.153). Dies bedeutet einen Rück- 
gang gegenüber dem Vormonat um 2.753 
Personen (20,9 Prozent). 
Der Zugang von Asylbewerbern aus den 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugosla- 
wien ist gegenüber 1994 um 16,7 Prozent 
(6.570 Personen) gesunken, während die 
Zahl der Personen aus der Türkei um 33,5 
Prozent (6.396 Personen) zugenommen 
hat. Die erhebliche Steigerung von Asyl- 
bewerbern aus der Türkei dürfte auch auf 
die Diskussion über Abschiebestopprege- 
lungen im Frühjahr 1995 zurückzuführen 
sein. 
Aus den Staaten Ost- und Südosteuropas 
kamen 1995 insgesamt 41.894 Asylbewer- 
ber (32,7 Prozent aller Asylbewerber). Der 
Anteil der Europäer an der Gesamtzahl 
der Asylbewerber betrug 1995 52,7 Pro- 
zent (67.411 Personen). 
32.711 Asylbewerber stammten 1995 aus 
dem ehemaligen Jugoslawien (Vorjahr: 
39.281). Davon kamen 1.051 aus Makedo- 
nien (Vorjahr: 1.038), 487 aus Kroatien 
(Vorjahr: 539), 14 aus Slowenien (Vorjahr: 
4), 4.932 aus Bosnien-Herzegowina (Vor- 
jahr: 7.296) und 26.227 aus der BR Jugos- 
lawien (Vorjahr: 30.404). 
Das Bundesamt hat 1995 über die Anträge 
von 200.188 Personen entschieden. Als 

Asylberechtigte anerkannt wurden 18.100 
Personen (9 Prozent). Abschiebeschutz 
nach § 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes 
erhielten 5.368 Personen (2,7 Prozent). 
Abgelehnt wurden die Anträge von 
117.939 Personen (58,9 Prozent). Sonst- 
wie erledigt wurden die Anträge von 
58.781 Personen (29,4 Prozent). 

Die Zahl der Personen, über deren Anträge 

das Bundesamt noch nicht entschieden 
hat, betrug Ende 1995 82.642. 

Bei den Gerichten waren Ende August 
1995 (neuere Angaben liegen noch nicht 
vor) noch rd. 190.000 Asylstreitigkeiten 
anhängig, von denen rd. 277.000 Personen 
betroffen waren. 

Entwicklung bei einzelnen 
Herkunftsländern 
Der Anteil der Asylbewerber aus den Staa- 
ten Ost- und Südosteuropas hat 1995 im 
Vergleich zu den Vorjahren abgenommen- 
1993 kamen noch 66,2 Prozent (213.558 
Personen) aller Asylbewerber aus diesen 
Staaten. 1994 waren es immerhin noch 
45,6 Prozent (58.043 Personen). 1995 ist 
der Anteil auf 32,7 Prozent (41.894 Perso- 
nen) gesunken. 

Wie schon in den Jahren zuvor, bildeten 
die Asylbewerber aus den Nachfolgestaa- 
ten des ehemaligen Jugoslawien auch 
1995 die stärkste Gruppe. Insgesamt ka- 
men 32.711 Asylbewerber aus diesen 
Staaten. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der 
Asylbewerber beträgt 25,6 Prozent. 
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Abschiebungen und freiwillige 
Ausreisen 
Die Länder haben bisher rd. 18.500 Ab- 
schiebungen ehemaliger Asylbewerber im 
Jahr 1995 gemeldet. Die Meldungen sind 
allerdings noch unvollständig. Für Dezem- 
ber liegen noch keine und für November 
nur vereinzelte Angaben vor. Manche 
Lander müssen noch für mehrere Monate 
•^chmelden. Daher wird sich die Zahl der 
^Schiebungen noch deutlich erhöhen, 
^e Zahlen von 1994 (36.183) und 1993 
^6.165) dürften indes kaum erreicht wer- 

^n- Auch hier zeigen sich die unerfreuli- 
nen Auswirkungen fortdauernder Ausein- 
naersetzungen um die konsequente An- 

wendung des neuen Asylrechts. 
^Ur Zahl der kontrollierten freiwilligen 
ausreisen ehemaliger Asylbewerber lie- 
§en bisher nur wenige Angaben der Län- 
der vor. Erfahrungsgemäß entspricht diese 
^ahl in etwa der Zahl der Abschiebungen. 

*jinzu kommt noch eine unbekannte Zahl 
ehemaliger Asylbewerber, die ohne staatli- 
ne Kontrolle ausgereist sein können, so 
a» für die Behörden unklar ist, ob sie 
eutschland verlassen haben oder unter- 

taucht sind. Für eine zuverlässige Schät- 
Ung dieser Zahl liegen keine ausreichen- 

den Anhaltspunkte vor. 

hierzu erklärte Bundesinnen- 
minister Manfred Kanther: 
^le Asylbewerberzahlen für das Jahr 1995 
erdeutlichen, daß sich die seit dem 1. Juli 

,   93 geltende Neuregelung des Asylrechts 
Währt und zu einer positiven Entwick- 

*|ng geführt hat. Der Zustrom von Asylbe- 
werbern ist damit nach 438.191 Asylbe- 
loenbern im Jahre ,992' 1993: 322.599, 
^94 127.210 auf 127.937 im Jahre 1995 

m h zurückgegangen. 
^ je drei Eckpfeiler des Asylkompromisses 

nttstaatenregelung, Herkunftsstaaten- 
gelung und Flughafenregelung - haben 

sich als wirksam erwiesen. Im Zusammen- 
wirken mit effizienten Grenzkontrollen si- 
chern sie die Wirksamkeit der Asylrechts- 
neuregelung. 
Insbesondere das Konzept der sicheren 
Drittstaaten ist überzeugend und muß er- 
halten bleiben. Dieses Konzept entspricht 
europäischem Standard und wird von 
mehreren Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union angewandt. Allein schon 
durch ihre Existenz hat die Drittstaatenre- 
gelung mit der Möglichkeit der Grenzab- 
weisung maßgeblich zu dem festgestellten 
Rückgang der Asylbewerberzahlen beige- 
tragen. 
Trotz starker Verringerung ist die Zahl 
derjenigen, die Monat für Monat in 
Deutschland Asyl beantragen, noch immer 
zu hoch. Es muß alles getan werden, um 
sie weiter zu verringern. Verglichen mit 
den Zahlen der Nachbarländer trägt 
Deutschland nach wie vor bei weitem die 
Hauptlast. Es bleibt eine wichtige Aufga- 
be, in gutem Einvernehmen mit allen Mit- 
gliedstaaten der EU eine für alle annehm- 
bare Lösung zu finden, die zu einer ge- 
rechten Lastenverteilung führt. 
Das Schlepperunwesen hat nach wie vor 
eine beunruhigende Größenordnung und 
einen hohen Anteil am Zustrom unberech- 
tigter Asylbewerber. Schlepperorganisatio- 
nen müssen weiterhin unnachsichtig 
bekämpft werden. Am wirksamsten ge- 
schieht das, wenn auch in der Herkunfts- 
ländern deutlich sichtbar wird, daß es 
schwierig ist, unerkannt über die Grenze 
nach Deutschland zu gelangen, daß ein 
unberechtigter Aufenthalt ein schnelles 
Ende findet und deshalb Schlepperlöhne 
die getäuschten Menschen nur ärmer ma- 
chen. 
Eine zügige Abwicklung der anhängigen 
Asylverfahren ist dabei besonders wichtig. 
Intensive Bemühungen des Bundesamtes, 
die Dauer anhängiger Asylverfahren zu 
verkürzen, werden dazu beitragen, nach 
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Nur konsequentes Handeln gewährleistet 
den Erfolg des Asylkompromisses 

Der Asylkompromiß vom 6. Dezem- 
ber 1992 hat zu einem starken 
Rückgang von Asylbewerbern ge- 
führt. Im Oktober 1992 hatten wir 
50.000 Asylbewerber im Monat, 
jetzt zwischen 10.000 und 12.000. 
Der Asylkompromiß kann aber nur 
erfolgreich sein, wenn er konse- 
quent angewendet wird. 
Einige SPD-regierte Länder haben ei- 
genmächtig einen Abschiebestopp für 
sogenannte „Altfälle", das sind abge- 
lehnte Asylbewerber, die schon meh- 
rere Jahre in Deutschland leben, erlas- 
sen und damit den Weg des geltenden 
Rechts verlassen. Ihre Begründung, 
wonach ein solches Verfahren einem 
Gesetzesvorschlag des Bundesrats ent- 
spricht, trägt nicht. 
Eine bloße Gesetzesinitiative kann 
nicht Grundlage einer solchen Maß- 
nahme sein, ganz abgesehen davon, 
daß der Vorschlag angesichts der 
Mehrheitsverhältnisse im Bundestag 
keine realistische Chance zur Verwirk- 
lichung hat. 
Die geplanten Altfallregelungen sind 
ein völlig falsches Signal an Schlep- 
perbanden und Zuwanderungswillige 
im Ausland. Mit der alleinigen An- 
knüpfung an einen mehrjährigen Auf- 
enthalt würden ohne Grund besonders 
trickreiche und prozeßtüchtige Asylbe- 

werber belohnt und Schlepperbanden 
zu weiteren kriminellen und men- 
schenverachtenden Taten ermuntert. 
Wenn der Eindruck entsteht, daß es le- 
diglich darauf ankommt, Deutschland 

Von Bundesinnenminister 
Manfred Kanther 

als Asylbewerber zu erreichen und 
dann bereits ein langfristiger, ja viel- 
leicht sogar ein Daueraufenthalt gesi- 
chert ist, sind die Folgen unabsehbar. 
Auch würde eine Grundregelung des 
Flüchtlingsrechts mißachtet, wonach 
es auf die Verhältnisse im Herkunfts- 
land und nicht auf die Verhältnisse im 
Gastland ankommt. Welchen Sinn hat 
unser aufwendiges Asylverfahren, 
wenn letztendlich auch diejenigen 
bleiben dürfen, die keinen festgestell- 
ten Rechtsanspruch auf Asyl haben, 
aber es geschafft haben, ihr Verfahren 
hinauszuzögern? 
Die Aufnahme von Flüchtlingen in der 
Bundesrepublik Deutschland, insbeson- 
dere der Schutz der tatsächlich politisch 
Verfolgten, kann nur dann auf Dauer 
das notwendige Verständnis in der Be- 
völkerung finden, wenn zugleich klar 
dokumentiert wird, daß unbegründete 
Asylbegehren letztlich nicht zu einem 
Daueraufenthaltsrecht führen. 

einem negativen Abschluß eine schnelle 
Aufenthaltsbeendigung zu ermöglichen 
und den Anreiz für eine illegale Zuwande- 
rung nach Deutschland weiter zu verrin- 
gern. 
Die tatsächliche Aufenthaltsbeendigung 
muß konsequent durchgeführt werden. Zu 

diesem Zweck gibt es bereits Rücküber- 
nahmeabkommen mit einer Vielzahl von 
Staaten, so mit Polen, der Schweiz, der 
Tschechischen Republik, Rumänien, BuF 
garien, Kroatien und Vietnam. Die Bun- 
desregierung strebt Vereinbarungen mit 
weiteren Staaten an 
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Nur Allgemeinplätze 
f u dem von Lafontaine und Scharping 
•n Berlin vorgestellten Sofortprogramm 
*jer SPD gegen Arbeitslosigkeit erklärte 
J^r 1. Stellvertretende Vorsitzende der 
J;DU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael 

Das von der SPD verkündete Sofortpro- 
gramm gegen Arbeitslosigkeit weicht den 
Entliehen Herausforderungen aus. Statt 

^fassender Antworten enthält es sattsam 
"Rannte Allgemeinplätze. Die Arbeitslo- 
^gkeit kann nicht mit punktuellen Rand- 
0rrekturen bekämpft werden. Für eine 

§rundlegende Modernisierung brauchen 
lr die mutige Neuorientierung aller ge- 

schäftlichen Kräfte. Dazu scheint die 
^pD nicht bereit. 
pußer der Forderung nach Abbau von 
^erstunden enthält das Sofortprogramm 
Keine konkreten Vorstellungen und Vor- 
schläge für mehr Wachstum und Schaf- 

fung von Arbeitsplätzen. Zu den zentralen 
Problemen und Herausforderungen gibt 
die SPD auch heute keine Antwort. Weder 
erteilt die SPD konjunkturellen Strohfeu- 
erprogrammen auf Pump eine entschiede- 
ne Absage, noch unterbreitet sie praktika- 
ble Vorschläge zur Sicherung der Sozial- 
systeme. 

Nach wie vor verkennt die SPD, daß eine 
vernünftige Wirtschafts- und Finanzpolitik 
die beste Sozialpolitik ist. Unsozial ist 
nicht eine auf Konsolidierung und Wirt- 
schaftswachstum ausgerichtete Politik, 
sondern eine Politik der Inflation und stei- 
gender Steuern und Abgaben. Weder der 
10-Punkte-Plan „Arbeitsplätze für 
Deutschland" noch das „Sofortprogramm 
gegen Arbeitslosigkeit" sind dazu geeig- 
net, Arbeitsplätze zu sichern und neue Ar- 
beitsplätze zu schaffen. Beide Papiere at- 
men den Geist weiterer Umverteilung und 
zusätzlicher Abgabenbelastung für Unter- 
nehmen und Bürgerinnen und Bürger. 

Asylrechtsänderung und Ladendiebstahl 
Die Bundeskriminalstaüstik 1994 
^eist 585.671 Ladendiebstähle aus. 
Das sind 12,7 Prozent weniger als im 
Jahr zuvor. Damit ging auch der An- 
teil an der Gesamtkriminalität 
(6-537.748 Straftaten) erstmals seit 
vielen Jahren auf nunmehr 8,7 Prozent 
Zurück. 

Der auf den ersten Blick erstaunliche 
Rückgang der Ladendiebstähle ist je- 
doch nicht das Ergebnis erhöhter Ab- 
schreckung oder erlahmender „Anzei- 
Scnfreudigkeit" im Einzelhandel. 

Die Ursache liegt vielmehr in der 
stark rückläufigen Beteiligung von 
Ausländern und hier insbesondere 
der Asylbewerber, die an diesem 

Delikt stets weit über ihrem Bevöl- 
kerungsanteil beteiligt waren. 

Mit der ersten großen Asylrechtsände- 
rung zum 1. Juli 1993 setzte hier ein 
schlagartiger Rückgang ein. Gab es 
1992 noch 438.191 Asylbewerber, re- 
duzierte sich deren Zahl über 322.599 
in 1993 auf 127.210 im vergangenen 
Jahr. 
Diese Entwicklung bestätigen auch die 
Daten aus den Unternehmen. Bei Kar- 
stadt wurden beispielsweise 1994 nur 
noch 11.800 Ausländer beim Laden- 
diebstahl erwischt - 36 Prozent weni- 
ger als im Vorjahr. 

aus: BAG Handelsmagazin 9/1995 
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Die Partnerschaft zwischen Landwirt- 
schaft und Naturschutz stärken 

Nach einem Gespräch des Bundesfach- 
ausschusses Agrarpolitik mit Bundes- 
umweltministerin Angela Merkel er- 
klärte der Vorsitzende des Bundesfach- 
ausschusses, Reimer Böge, MdEP: 
Für die CDU zählt eine zukunftsfähige 
Landwirtschaft in Deutschland ebenso wie 
die Bewahrung der Schöpfung zu den her- 
ausragenden Themen. Es geht vor allem 
darum, die Partnerschaft zwischen Land- 
wirtschaft und Umwelt- und Naturschutz 
zu stärken und zu verbessern. Die Land- 
und Forstwirtschaft hat die für Erhaltung 
der Kultur- und Erholungslandschaft be- 
sondere Bedeutung. Die Bodennutzung, 
die die „gute fachliche Praxis" der Land- 
und Forstwirtschaft berücksichtigt, wider- 
spricht in der Regel nicht den Zielen und 
Grundsätzen des Naturschutzes. 
Als Kernaussage des Gespräches 
zwischen der Bundesumweltministerin 
und dem Bundesfachausschuß faßt 
Angela Merkel zusammen: „Nur gemein- 
sam mit der Landwirtschaft und nicht 
gegen sie werden wir die anstehenden 
Probleme zukunftsgerecht lösen." 
Die Bundesumweltministerin kündigte in 
dem Gespräch an, daß sie in Kürze den 
Entwurf einer Novelle des Bundesnatur- 
schutzgesetzes vorlegen will: „Mit dem 
Vertragsnaturschutz wird der Landwirt- 
schaft die Möglichkeit eröffnet, neben der 
Ernährungsaufgabe ökologische Aufgaben 
zu übernehmen, die entsprechend hono- 
riert werden müssen. Der Betriebszweig 
Landschaftspflege könnte als Dienstlei- 
stung einen Beitrag zur Einkommenssi- 
cherung vieler Landwirte und ihrer Fami- 
lien leisten. Für wirtschaftliche Nachteile, 
die der Land- und Forstwirtschaft durch 
naturschutzbedingte Nutzungseinschrän- 
kungen entstehen, soll es künftig einen fi- 

nanziellen Ausgleich geben. Ohne diese 
Ausgleichsregelung wird es keine Novelle 
des Bundesnaturschutzgesetzes geben." 
Der Vorsitzende des Bundesfachausschus- 
ses, Böge, forderte, daß die Ausgestaltung 
des landwirtschafltichen Fachrechts zur 
Beschreibung der guten fachlichen Praxis 
so wenig Bürokratie wie möglich veran- 
lassen sollte: „Deregulierung und Ent- 
bürokratisierung sind nicht nur Fragen der 

Gesetzgebung, sie müssen gerade auch be1 

der Umsetzung durch Administration er- 
folgen. Das Umweltrecht ist in Deutsch- 
land dem Wortlaut nach in vielen Berei- 
chen nicht schärfer als in anderen EU-M'1' 

Die Landwirtschaft wird 
neben der Ernährungsrang- 
gabe ökologischer Aufgaben 
übernehmen, die ent- 
sprechend honoriert werden. 

gliedstaaten. Dort, wo aber hinsichtlich 
von Genehmigungen und Auflagen nicht 
zu rechtfertigende Unterschiede zum 
Nachteil der deutschen Landwirte beste- 
hen, müssen diese beseitigt werden." 
Als weiteres Ergebnis des Gesprächs kam1 

festgehalten werden, daß nachwachsende 
Rohstoffe nicht nur eine Alternative zur 
Nahrungsmittelproduktion für die Land- 
wirtschaft darstellen, sie leisten vielmehr 
auch einen entscheidenden Beitrag zur 
Umweltentlastung. Initiativen zur Markt- 
erschließung für nachwachsende Rohstof- 
fe sind daher zu begrüßen und sollten fort' 
geführt werden. 
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Die Landwirtschaft hat erheblich in Rich- 
tUng einer umweltfreundlichen Produktion 
^gesteuert. Böge wies darauf hin, daß 
^er tatsächliche Düngemittelverbrauch er- 
heblich zurückgegangen ist. So hat sich 
der Absatz von Stickstoff in den letzten 
fechs Jahren allein in den alten Bundes- 
land 
Kai 

lern um 25 Prozent, von Phosphat und 
1 um 48 bzw. 39 Prozent verringert. 

ennoch schätzen Experten den derzeiti- 
gen Anteil der Landwirtschaft an den Ge- 
Samteinträgen in die Gewässer bei Stick- 
st°ff auf ca. 50 Prozent, bei Phosphor auf 
ca-30 Prozent. 

•au der Einträge 

azu die Bundesumweltministerin: „Die 
üngeverordnung wird meines Erachtens 

j}ach ihrem Inkrafttreten zu einem Abbau 
leser Einträge beitragen. Zudem wird 
Urch die Beschlüsse der Agrarreform das 

Intensitätsniveau der Erzeugung tendenzi- 
ell sjnken, werden aufgrund von Flächen- 
stillegungen weniger Dünger und Pflan- 
zenschutzmittel ausgebracht, erweitern die 
Programme zur Dauerbrache Lebensräu- 
me für Tiere und Pflanzen, und sind die 
Tierprämien an eine geringere Wirt- 
schaftsintensität gebunden." 
Zusätzlich werden im Rahmen der flankie- 
renden Maßnahmen der EU-Agrarreform 
zahlreiche, an regionalen Bedürfnissen 
ausgerichtete Programme mit besonderen 
Umwelt-, Arten- und Naturschutzleistun- 
gen sowie auch die Erstaufforstung geför- 
dert. Böge: „Die EG-Nitratrichtlinie, die 
ein wichtiger Schritt im Gewässerschutz 
ist, tut ihr übriges. Diese Leistungen der 
Landwirtschaft müssen anerkannt und of- 
fensiv vertreten werden. In der Diskussion 
in der Agrarumweltpolitik muß die Ein- 
kommens- und Wettbewerbssituation der 
deutschen Landwirtschaft im EU-Binnen- 
markt Berücksichtigung finden." 

Erste Sitzung der EVP-Arbeitsgruppe zur 
Erweiterung der Europäischen Union 

,e von der Europäischen Volkspartei 
WP) und der EVP-Fraktion im Eu- 
°Paischen Parlament eingesetzte ge- 

Jj^insame Arbeitsgruppe „Erweiterung 
er Europäischen Union" hat am 

u- Januar 1996 unter Vorsitz des stell- 
vertretenden EVP-Fraktionsvorsitzen- 
ft

en> Hans-Gert Pöttering, erstmals in 
"rüssel getagt. 

ottering erklärte, die EVP wolle mit dem 
nsatz dieser Arbeitsgruppe und dem 

. Zeitigen Beginn einer offenen Diskus- 
°n über die Erweiterung der Union er- 
ut eine Vorreiterrolle übernehmen, so 

Wle dies 
konf, 

s im Hinblick auf die Regierungs- 
rerenz '96 der Fall war. Die EVP ver- 

schiedete bei ihrem Kongreß in Madrid 

am 7. November 1995 auf der Grundlage 
von Vorschlägen, die ebenfalls von einer 
gemeinsamen Arbeitsgruppe von EVP und 
EVP-Fraktion unter Leitung von Hans- 
Gert Pöttering erarbeitet worden waren, 
als erste europäische Partei ein kohärentes 
Konzept und konkrete Vorschläge für die 
Reform des Maastrichter Vertrages. 
Die Arbeitsgruppe werde über alle politi- 
schen Fragen im Zusammenhang mit der 
Erweiterung der Union, u. a. die Agrar-, 
die Regional-, die Sicherheits- und Fi- 
nanzpolitik, beraten. Hierzu sollen die zu- 
ständigen Kommissare, Vertreter aus den 
mittel- und osteuropäischen Ländern, die 
der EU beitreten wollen, und Regierungs- 
vertreter der Mitgliedstaaten eingeladen 
werden. • 
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Claudia Nolte warnt vor den 
Machenschaften von Scientology 
„Die Scientology-Organisation versucht 
mit äußerst bedenklichen Praktiken, 
unsere Gesellschaft zu unterwandern, 
Menschen von sich abhängig zu machen 
und zu beherrschen. Scientology ist eine 
der aggressivsten Gruppierungen in un- 
serer Gesellschaft. Sie hat ein höchst be- 
denkliches Demokratieverständnis und 
ein menschenverachtendes Gesell- 
schaftsbild. Es kann nicht hingenom- 
men werden, daß eine solche Organisa- 
tion bei uns Fuß faßt. Bürgerinnen und 
Bürger müssen deshalb umfassend über 
die Machenschaften von Scientology 
aufgeklärt und davor gewarnt werden." 
Das erklärte die Bundesministeriri für Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend, Clau- 
dia Nolte, am 10. Januar anläßlich der 
Vorstellung der Broschüre „Die Scientolo- 
gy-Organisation - Ziele, Praktiken und 
Gefahren." 
Die Informationsschrift, die das Bundes- 
verwaltungsamt in Köln im Auftrag des 
Bundesministeriums für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend erstellt hat, be- 
schreibt Lehre, Ziele und Struktur der 
Scientology-Organisation, die Methoden 
der Anwerbung und des Umgangs mit den 
Mitgliedern sowie die wirtschaftlichen 
Aktivitäten von Scientology. Ein Ver- 
zeichnis von Ansprech- und Beratungs- 
stellen sowie ein Literaturverzeichnis er- 
gänzen die Broschüre, die in einer hohen 
Auflage bundesweit verteilt worden ist. 
Immer mehr Bürgerinnen und Bürger 
fühlen sich von den Aktivitäten der Scien- 
tology-Organisation betroffen und bedroht 
und suchen Rat und Hilfe, schilderte Mini- 
sterin Nolte: Junge Frauen und Männer, 
die durch Scientology ihre Berufsausbil- 
dung abgebrochen, ihren Beruf aufgege- 

ben, ihre Familien verlassen haben und in 
materielle Schwierigkeiten geraten sind. 
Eltern, deren Kinder von Scientology an- 
geworben wurden. Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die sich über Expansionsbe- 
strebungen von Scientology in ihren Be- 
trieben und Unternehmen beklagen. Clau- 
dia Nolte: „Diese Entwicklung erfüllt 
mich mit wachsender Sorge. Deshalb wer- 
de ich dem Wirken der Scientology-Orga- 
nisation mit allen mir zur Verfügung ste- 

Broschüre „Die Scientology- 
Organisation - Ziele, Praktiken 
und Gefahren" soll Bürgerinnen 
und Bürger aufklären. 

henden Mitteln entgegentreten. Unter den1 

Deckmantel einer Religionsgemeinschaft 
steckt eine Organisation, deren Ideologe 
totalitäre Züge trägt und die hemmungs- 
und skrupellos zweifelhafte Geschäfte 
macht." 

Claudis Nolte nannte wesentliche 
Punkte, die die Gefährlichkeit der 
Scientology-Organisation ausmachen1 

• Scientology ist weder eine Religions- 
oder Weltanschauungsgemeinschaft noch 
eine „Kirche", sondern verfolgt aus- 
schließlich wirtschaftliche Interessen. D'6' 
se von der Bundesregierung vertretene 
Auffassung ist durch das Bundesarbeitsge' 
rieht in seinem Urteil vom 22. März 1995 
bestätigt worden. 
• Scientology strebt die Weltherrschaft an 

und hat die Zerstörung unserer Gesell- 
schaft zum Ziel. Scientology-Organisatio"1 

will einen sogenannten neuen Menschen 
und eine sogenannte neue Welt erschalle11. 
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n der alles nach scientologischen Regeln 
Unktioniert. Eine scientologisch geprägte 
Seilschaft kennt keine Freiheitsrechte im 

pnne des Grundgesetzes. Nach der Dok- 
r'n L. Ron Hubbards, des Begründers von 
ontology, ist jede Demokratie nutzlos. 
. Pur den einzelnen kann Scientology in 
leler Hinsicht verhängnisvoll werden: 
^Absolutheitsanspruch der Organisati- 
n rührt zum ausgeprägten Freund-Feind- 
er>ken, das auch Trennungen von Fami- 

le und Freunden nicht ausschließt. Scien- 
0|°gy beutet seine Mitglieder finanziell 
g». Kursgebühren bis zu 100.000 DM 
r,ngen für viele abhängige Mitglieder 
en finanziellen Ruin. Scientology schürt 
nd benutzt die Angst der Menschen, um 
as teure Kurs- und Trainingsangebot zu 

^"kaufen. Potentiellen Mitgliedern wird 
assiv eingeredet, es gäbe nur in einer 

j^ientologisch geprägten Welt eine Über- 
öenschance, nur die Anwendung scien- 

0|°gischer "Technologie" könne die Welt 
0r dem Untergang retten. 

.   ^ie Anwerbungsmethoden der Sciento- 
§y sind raffiniert und vielfältig. Der An- 

&eWorbene gerät nach und nach in psychi- 
' ne und finanzielle Abhängigkeiten vom 

ystem. Geködert werden Scientology- 
'tglieder durch persönliches Ansprechen 

ur der Straße, Handzettel, Wurfsendun- 
|.n> Anzeigen, Bücher und Zeitschriften. 
JJJe besondere Werbemethode ist der als 

LA (Oxford Capacity Analyse) bezeich- 
, ^te kostenlose Persönlichkeitstest mit 
J|ufig negativen Folgen für den Ange- 
rochenen. Untersuchungen haben erge- 

n' daß dieser Test ohne wissenschaftli- 
L etl Aussagewert ist und nur der Anwer- 
k 

ng für den Einstieg in das Scientology- 
Kür*Paket dient. 

• Kritik in den eigenen Reihen duldet 
Scientology nicht. Ein ausgeklügeltes 
Kontrollsystem kontrolliert und erfaßt 
„Abweichler". 
• Auch auf Kritik von außen wird aggres- 
siv reagiert. So wurden von der Scientolo- 
gy-Organisation vor allem in den USA 
Anzeigen geschaltet, die die Politik der 
Bundesregierung in absurder Weise mit 
den Verhältnissen im Nationalsozialismus 
vergleichen und eine grobe Verletzung 
und Beleidigung der Opfer des National- 
sozialismus darstellen. Wegen angeblicher 
religiöser Diskriminierung hat sich die 
Scientology-Organisation an die Men- 
schenrechtskommission der Vereinten Na- 
tionen gewandt. Diese Beschwerden sind 
verworfen worden. Die Versuche, die 
Bundesrepublik Deutschland bei interna- 
tionalen Gremien der religiösen Diskrimi- 
nierung zu bezichtigen, sind ohne Erfolg 
geblieben. 
• Scientology versucht auf vielfältige 
Weise, wirtschaftlichen, politischen und 
gesellschaftlichen Einfluß zu gewinnen. 
Die international agierende und weitge- 
fächerte Scientology-Organisation ist an 
vielen Firmen beteiligt bzw. mit ihnen ver- 
knüpft, um den Verkauf und den Vertrieb 
der „Scientology-Technologie" zu betrei- 
ben. Scientology versucht indirekt durch 
verschiedene ihr nahestehende Organisa- 
tionen, wirtschaftliche Machtpositionen zu 
besetzen, insbesondere in der Unterneh- 
mensberatung, im Management-, Trai- 
nings- und im Immobilienbereich. Die An- 
wendung der Scientology-Regeln in der 
Wirtschaft, verbunden mit dem Kontroll- 
system und dem Absolutheitsanspruch, 
können schweren Schaden in den Betrie- 
ben anrichten. 

Üektronisc 
Adressen: 

• INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

• T-ONLINE 

CDU# 

• X400 
c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bund 
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Stolpe soll verfassungswidriges 
Schulgesetz zurückziehen 
Der Justitiar der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Reinhard Göhner, erklär- 
te zu dem von der brandenburgischen 
Landesregierung vorgelegten Entwurf 
eines Gesetzes über die Schulen im 
Land Brandenburg: 
Dieser Entwurf ist nach Auffassung der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion verfas- 
sungswidrig, weil der Religionsunterricht 
an öffentlichen Schulen in Brandenburg 
kein Pflichtfach sein soll, sondern nur als 
freiwilliges Wahlfach angeboten würde. 
Das ist verfassungswidrig, weil Artikel 7 
Abs. 3 Satz l Grundgesetz den Religions- 
unterricht als ordentliches Lehrfach, und 
das heißt als Pflichtfach, verlangt. 
Falls der Landtag in Brandenburg den Ge- 
setzentwurf der Landesregierung in der 
vorliegenden Form beschließt, wird die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion eine Nor- 
menkontrollklage vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht erheben. Wir appellieren an 
die Landesregierung in Brandenburg und 
insbesondere an Ministerpräsident Stolpe, 
den kirchenfeindlichen, verfassungswidri- 
gen Gesetzentwurf zurückzuziehen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 
auf eine Klage vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht verzichten, wenn der Religi- 
onsunterricht ordentliches Lehrfach wird 
und „zu einem integrierenden Bestandteil 
der staatlichen Schulorganisation und Un- 
terrichtsarbeit erhoben" und damit „zu ei- 
ner jedenfalls auch staatlichen Aufgabe er- 
klärt" wird (so wörtlich das Bundesver- 
waltungsgericht 1973). 
Zu Recht haben sich die Kirchen entschie- 
den gegen den brandenburgischen Schul- 
gesetzentwurf gewandt. Mit diesem Ge- 
setzentwurf sollen die Kirchen und die 
Religion beiseite gedrängt werden. Es ist 

höchst bedauerlich, daß Herr Stolpe die- 
sen kirchen- und religionsfeindlichen Vor- 
schlag vorgelegt hat. Das vorgesehene Un' 
terrichtsfach ,,Lebensgestaltung-Ethik-Re' 
ligionskunde" (LER) kann den Religions- 
unterricht nicht ersetzen. Es geht nicht un1 

wertneutrale Unterrichtsinhalte, sondern 
um die Erteilung von „Religionsunterricht 
in Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
der Religionsgemeinschaften" (Art. 7 
Abs. 3 S. 2 GG) und damit um eine christ- 
liche, wertorientierte Vermittlung im Reh' 
gionsunterricht. 
Die evangelische und katholische Kirche 
in Berlin-Brandenburg haben zu Recht 
festgestellt, daß das vom Land Branden- 
burg vorgesehene Pflichtfach ,,Lebensge' 
staltung-Ethik-Religion" der Werteerzie- 
hung in der pluralen Gesellschaft nicht 
gerecht werden kann. Die Kirchen habe*1 

die wichtige Aufgabe freiwilliger, wer- 
teorientierender, ordentlicher Unterrichts' 
fächer betont. Da eine ethische und reli- 
giöse Orientierung nicht wertneutral un- 
terrichtet werden kann, ist der Staat auf- 
grund seiner Verpflichtung zur weltan- . 
schaulichen Neutralität in der Schule auf 
eine Kooperation mit dem Bildungs- und 
Erziehungsangebot der Kirchen angevvie' 
sen. Brandenburg schlägt dieses Angebe1 

mit seinem Schulgesetzentwurf aus, wen 
dem Religionsunterricht eine mindere 
Stellung eingeräumt wird und LER als 
staatliches Unterrichtsangebot in diesem 
Bereich zum einzigen Pflichtfach ge- 
macht werden soll. 
Zu Unrecht beruft sich die Landesregie- 
rung auf Artikel 141 GG. Nach dieser so- 
genannten Bremer Klausel findet Artikel 
Abs. 3 Satz 1 keine Anwendung in einen1 

Land, in dem am 1. Januar 1949 eine an- 
dere landesrechtliche Regelung bestand- 
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Belastung der Glaubensfreiheit 
Für die brandenburgische CDU- 
Landesvorsitzende, Carola Hartfel- 
der, ist der umstrittene Entwurf des 
Schulgesetzes eine „Belastung der 
Glaubens- und Gewissensfreiheit". 
Gemeinsam mit Vertretern der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion appel- 
lierte sie an Ministerpräsident Stolpe, 
das Papier zurückzuziehen, um den 
Gang vor das Bundesverfassungsge- 
r'cht überflüssig zu machen. 

Frage: Frau Hartfelder, was den 
Bayern der Ärger mit dem Kruzi- 
fix-Urteil, ist Ihrer Landes-CDU 
offensichtlich das Fach Lebensge- 
staltung/Ethik/Religion (LER). 
Oder? 

Carola Hartfelder: Das glaube ich 
nicht. Auch wenn das Kruzifix-Urteil 
eine Verschiebung des Wertesystems 
unseres Staates darstellt, was LER 
a|Jch tut, so halte ich das Kruzifix- 
Symbol letztlich nicht für so trächtig, 
Wle die Werte-Erziehung von Tausen- 
den von Kindern an Schulen in einem 
Land. 

Frage: Sie haben hier in Bonn Ih- 
re Position festgeklopft, obwohl 
die von Ihnen beantragte An- 
hörung zur Verfassungsmäßigkeit 
von LER im Landtag erst noch 
stattfindet. 

Carola Hartfelder: Schon im No- 
vember hatte ich die Bundestagsfrakti- 
0r> öffentlich gebeten, über eine Nor- 

menkontrollklage nachzudenken. Seit 
dieser Zeit laufen die Gespräche. Der 
Auftritt in Bonn geht auf terminliche 
Gründe zurück, auch wenn ich schon 
damals wußte, daß die Anhörung da- 
nach stattfindet. 

Frage: Bildungsministerin Peter 
sieht einer Normenkontrollklage 
gelassen entgegen ...? 

Carola Hartfelder: Wir werden se- 
hen, ob das so sein wird. Wer zuletzt 
lacht, lacht am besten. 

Frage: Wo sehen Sie hauptsäch- 
lich die verfassungsrechtlichen 
Bedenken? 

Carola Hartfelder: Da ist zum einen 
der Artikel 7, Absatz 3 des Grundge- 
setztes. Hier geht es um den Rechtsan- 

„Lausitzer Rundschau" 
-Gespräch mit Carola 
Hartfelder am 11. Januar 

spruch auf Erteilung eines konfessio- 
nell gebundenen Religionsunterrichts 
an öffentlichen Schulen. Das zweite ist 
das angestrebte Prinzip der Abwahl- 
möglichkeit durch Nachweis eines 
außerschulischen Religionsunterrichts. 
Das heißt, Sie müssen mit einem von 
der Kirche ausgestellten Schein zur 
Schulleitung gehen und sagen, mein 
Kind meldet sich von einem Pflicht- 
fach ab. Das ist diskriminierend und 
gegen den Gleichheitsgrundsatz. 

• 'nit sollte der damals in Bremen sowie 
n ^estteil von Berlin bestehenden Lage 
2 'nnung getragen werden, wo es zum 

uPunkt des Inkrafttretens des Grundge- 
]j0- es deinen konfessionsgebundenen Re- 

8l°nsunterricht als ordentliches Lehrfach 

gab. Diese Bremer Klausel gilt nicht für 
die neuen Bundesländer, weil die damali- 
gen Länder de'r DDR im Zuge der Ent- 
wicklung zum sozialistischen Einheitsstaat 
untergegangen und mit den heutigen ost- 
deutschen Ländern nicht identisch sind.  • 
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Materialien zur Parteiarbeit 
• Beitragsbescheinigung (endlos) 
Dieses Formular ist an beiden Seiten m'1 

einem Lochrand versehen und ist sorrm 
speziell für Endlos-Drucker geeignet. 
Achtung! Dieser Artikel kann nur von 
Landes- und Kreisverbänden bestellt 
werden. 
Bestell-Nr.: 11015 
Verpackungseinheit: 
1 Karton ä 3.000 St. 
Preis je Karton.: 104-DM 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand* 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 

Bei Bestellungen bis zu einem Warenwert 
von 50 DM wird eine Versandkosten- 
pauschale in Höhe von 5 DM erhoben.) 

L 

• Abrechnungshand- 
buch '96 

Die jetzt vorliegende Ver' 
sion wurde speziell für 
die vereinfachte Abrech- 
nung der Beitrags- und 
Spendenmeldungen 
überarbeitet. Somit kön- 
nen auch Beitragsanteil6 

von oder an andere Ver- 
einigungen übersichtlich 
gebucht werden. 
Bestell-Nr.: 11209 
Verpackungseinheit: 
10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 
30- DM 
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Erziehung und 
Ausbildung in 
unserem 
freiheitlichen 
und demokratischen 
Bildungssystem 

SICHER IM DIB ZUKUNFT 

CDU 

Kriminalität 
entschlossen 
bekämpfen - 
Innere Sicherheit 
stärken 
Beschluß des 4. Parteitags 

'tCHMR IM DIM ZUKUNFT 

CDU 

• Erziehung und Ausbildung in unse- 
rem freiheitlichen demokratischen 
Bildungssystem, 
Beschluß vom 4. Parteitag 

Erziehung und Ausbildung sind gleicher- 
maßen wesentliche Grundlagen für die 
Leistungsfähigkeit von Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft wie für die Sicherung 
des sozialen Zusammenlebens. Unser 
Bildungssystem hat somit auch eine Ge- 
meinwohlfunktion: Es dient über die Ent- 
faltung der Person und die Bildung der 
Bürger auch der Zukunftssicherung von 
Staat und Gesellschaft. 
Der vorliegende Beschluß vom 4. Partei- 
tag in Berlin dokumentiert das erste ge- 
samtdeutsche Bildungsprogramm, mit 
dem die CDU die Bildungspolitik an der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert gestalten 
möchte, und gibt Auskunft darüber, unter 
welchen Herausforderungen dieses Pro- 
gramm steht, welche Grundlagen ge- 
schaffen werden müssen und mit wel- 
chem Schul- und Berufsbildungssystem 
die CDU die Herausforderungen des 
wiedervereinigten Deutschlands bewälti- 
gen möchte. 
Bestell-Nr.: 5729 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 25- DM 

• Kriminalität entschlossen bekämp- 
fen, Beschluß vom 4. Parteitag 

Innere Sicherheit ist nach wie vor eines 
der dringendsten innenpolitischen The- 
men. Der Beschluß vom 4. Parteitag, 
mit der Einführungsrede von Rudolf Sei- 
ters, soll deutlich machen, daß Freiheit 
und Sicherheit der Bürger zusammen 
gehören. Deshalb enthält dieser Be- 
schluß ein eindeutiges Bekenntnis zu 
Polizei und Verfassungsschutz. 
Bestell-Nr.: 5730 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 22-DM 
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finanz- und 

Beitragsordnung 
Parteigerichtsordnung 

Geschäftsordnung 
Parteiengesetz 

CDU 
• Statut der CDU (Stand 1.12. 95) 

Bestell-Nr.: 3363 
Verpackungseinheit: 20 Expl. 
Preis je 20 Expl.: 33 - DM 

• Mikrofon-Windschützer 

Bestell-Nr.: 9088 
Verpackungseinheit: 1 Expl. 
Preis je Expl.: 29 - DM 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand* 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 • 33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 
(*Bei Bestellungen bis zu einem Warenwert 
von 50 DM wird eine Versandkostenpau- 
schale in Höhe von 5 DM erhoben.) 
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